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Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Ruerfurkt, Delitzſch Bikkerfeld,
Wikkenberg Schweinitz, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkartsberga und die Mansfelder Kreiſe.

Mtarigmus und Demolranfe.

Aus Paris wird uns geſchrieben: Die Generaldebatte
über die Militärvorlage iſt dem Wunſche der Regierung gemäß
abgeſchloſſen worden. Sie hat die Situation wenig geklärt.

Soviel ſcheint gewiß, daß eine anſehnliche Mehrheit, die von
der Rechten bis zu den gemäßigten Radikalen reicht, zu einer
Verlängerung der Dienſtzeit entſchloſſen iſt. Sicher iſt es
auch, daß die Rückſicht auf die Stimmung im Lande, auf die
Intereſſen der ſtudierenden Bürgerjugend und die dringenden
Bedürfniſſe der Landwirtſchaft dieſe Mehrheit bewegen wird,
das Gewicht der vergrößerten Laſt durch allerhand Begünſti-
gungen, frühere Entlaſſungen und vermehrte Urlaube etwas

Mit der Spezialdebatte wird das Feilſchen
angehen. Die Regierung ſteht hinter dem auf eine feſte Effek-
tivſtärke abzielenden Entwurf Reinau-Montebello, zu deſſen

Gunſten ſie ihr urſprüngliches, von den Fachgelehrten des
oberſten Kriegsrats genehmigtes Projekt, das auf einem gro-
tesken Rechenfehler aufgebaut war und den ihm geſetzten Zweck
gar nicht erfüllt hätte, ſachte zurückgezogen hat. Die übrigen
Entwürfe ſuchen entweder einen Ausgleich mit den Militariſten
in einer Verlängerung der Dienſtzeit um ein paar Monate,
womöglich mit formeller Beibehaltung des durch dieſe Ver
längerung den Bedürfniſſen der Praxis“ angepaßten
„Prinzip“ des zweijährigen Dienſtes oder ſie ſtreben durch
Verſchiebungen des Termins des Einrückens und durch die
Einberufung einer jüngeren Altersklaſſe die dauernden Härten
des Geſetzes und die vorübergehenden, die aus der Rückbehal-
tung der derzeit Dienenden entſpringen, zu mildern. Dem
Milizantrag Vaillants und der von Jaurès beantragten Her-
abſetzung der Dienſtzeit war von Anfang an ihr Los beſtimmt.
Auch dem extremen Radikalismus ſchienen ſie mindeſtens un
seitgemäß. Vaillants ausgezeichnete, vornehmlich auf Urteile
profeſſioneller Militariſten über das Schweizer Syſtem ge-
ſtützte Darlegungen fanden taube Ohren. Jaurss gab ſich gar
nicht erſt die Mühe, die Vorzüge ſeiner poſitiven Vorſchläge
im einzelnen nachzuweiſen. Er rechnete in ſeiner ſechsſtündi-
gen Rede, die zu den glanzvollſten ſeiner redneriſchen Lauf-
bahn gehört, mit dem Schwindel der Rüſtungspatrioten ab,
die der Nation einreden wollen, daß durch das dritte Kaſernen-
jahr ihre Wehrkraft wirklich verſtärkt werde. Jn der Tat iſt
die dreijährige Dienſtzeit ein von den jetzt wieder vollſtändig
rehabilitierten reaktionären Generalſtäblern von früher her
feſtgehaltenes und in dauernder, ſtiller Minierarbeit gegen
das Geſetz von 1905 praktiziertes Dogma, für das man jetzt
nur ein Mäntelchen von Scheinargumenten zurechtgeflickt hat.
Einmal hält man dem Volk den grellen Zahlenunterſchied
zwiſchen den ſtehenden Heeren Deutſchlands und Frankreichs
vor und wenn darauf der unwiderlegliche Einwand kommt, daß
auch der dreijährige Dienſt die Differenz nicht ausgleichen
könne, die ſich aus der Verſchiedenheit der Bevölkerungszahlen
ergibt und die von Jahr zu Jahr wächſt, wird die aberwitzige,
nur bei den deutſchen Kollegen der Kriegsprofeſſioniſten der
Anerkennung ſichere Behauptung aufgeſtellt, daß das dritte
Kaſernenjahr die techniſchen und moraliſchen Soldatenquali-
täten entſcheidend erhöhe. Dieſe und ähnliche Sophismen hat
Jaurès unter dem Beifall der ſozialiſtiſchen und radikalen
Linken in den Grund gebohrt. Seine Rede war der mächtige
Abſchluß der Kritik, die vor ihm ſchon bürgerliche Redner, wie
namentlich die Radikalen, Chautemps, Tiſſier und General
Pedoya und der „unabhängige“ Sozialiſt Aupagneur an den.
Vorſchlägen auf Dienſtverlängerung geübt hatten. Jaurès
entwickelte weiter das in ſeinem Buche über die „neue Armee“
dargelegte Programm einer nationalen Demokratie, die ihre
Unbeſieglichkeit in dem revolutionären Aufruf an alle, in
einem einheitlichen politiſchen Bewußtſein vereinigten und
durch eine ſyſtematiſche Erziehung zur militäriſchen Wehr-
fähigkeit gelangten Volkskräfte ſucht. Hier kam unverkennbar
die Jdeologie des gläubigen Demokraten zum Durchbruch, der
mit der unüberwindbaren Klaſſenſpaltung in der entwickelten
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft zu wenig rechnet und ſich nicht ein-
geſtehen will, daß die franzöſiſche Bourgeoiſie, die bereit iſt,
weil der Zar es verlangt, der Nation ein Jahr weiterer
Kaſernenſklaverei aufzuerlegen, lieber nationalen Verrat
im Sinne der bürgerlichen hiſtoriſch- politiſchen Moralwerte

üben würde, als daß ſie ihr eigenes Schickſal mit dem des
Landes in die Hände der entfeſſelten revolutionären Maſſen
legte.Damit ſoll der außerordentlichen Kraft der Jaurèsſchen

Beweisführung nichts von ihrem Werte genommen werden.
Manches von ihr wird fruchtbar werden, wenn ſich die Fort-
ſetzung des militäriſchen Wettbewerbes mit den bisherigen
Mitteln in Frankreich angeſichts der raſſenbiologiſchen, kul-
turellen und ökonomiſchen Tatſachen als unmöglich erweiſt
das ökonomiſche Problem hat ſchon Genoſſe Albert Thomas in
der Kammer in einer gründlichen Rede ſcharf beleuchtet und
die bürgerliche Demokratie nur die Wahl haben wird, die euro-
päiſche Kataſtrophe heraufzurufen oder die Kriegsbereitſchaft
in einer militäriſchen Jugendausbildung und in der ſtärkeren
Heranziehung der Reſerven mit gleichzeitiger Abkürzung der
Kaſernenzeit zu ſuchen. Daß die ſozialiſtiſche Kritik auch der
unmittelbaren Wirkung nicht entbehrt hat, geht aus der Eile
hervor, womit der Matin und der Temps ruſſiſche Rüſtungs-
vermehrungen gemeldet haben, um das Land und die Mehr-
heitsparteien ſelbſt über den von Vaillant und Jaurès mit
ſchlagenden Gründen bezweifelten Nutzen der ruſſiſchen Allianz
zm Fall eines deutſchen Angriffs zu beruhigen. Jn der Tat

klafft in der Argumentierung der Allianzpatrioten ein jäher
Widerſpruch. Sie begründen die Notwendigkeit der dreijähri-
gen Dienſtzeit mit dem drohenden „brüsken Ueberfall“ durch
die geſamte deutſche Heeresmacht und mit der entſcheidenden
Bedeutung der in den erſten Wochen geführten Schläge und
finden ſich doch mit der langſamen Mobiliſierung der Alliierten
ab, die auf Frankreich die volle Wucht der deutſchen Kriegs-
macht niederſauſen ließe. Die Erklärungen der Regierung
haben mit ihren zweideutigen Ableugnungen und undeutlichen
Verſicherungen weder überzengend dargetan, daß der Nation
die neue Laſt nicht unter ruſſiſcher Preſſion aufgeladen wird,
noch daß das Bündnis im Ernſtfall militäriſche und politiſche
Vorteile verbürgt, die ſeinen ungeheueren Koſten entſprechen.
Was jetzt über die neuen Armeeformationen im Weichſelgebiet
gemeldet wird, iſt auch nur Sand in die Augen.

Die heroiſchen Kämpfe aber, die unſere Genoſſen, von den
entſchloſſeneren Wortführern der radikalen Demokratie unter-
ſtützt, den Militariſten und der imperialiſtiſchen Bourgeoiſie
liefern, können doch darüber nicht hinwegtäuſchen, daß die
Ueberwindung der militäriſchen Barbarei und der imperiali-
ſtiſchen Gewaltpolitik nicht im Parlament und überhaupt nicht
innerhalb der beſtehenden Geſellſchaftsordnung verwirklicht
werden kann. Wie auf allen Gebieten muß die moderne
Arbeiterklaſſe, die von der geſchichtlichen Entwicklung als
lebendiges Gebilde in die bürgerliche Welt geſtellt worden iſt,
auch bei der Bekämpfung des Militarismus zugleich politiſche
Gegenwartsarbeit, wie über ſie hinausblickend und hinaus-
reichend revolutionäre Zukunftsarbeit leiſten. Auch die ſozial-
demokratiſche Heerespolitik bleibt eben weil und inſofern
ſie Heerespolitik iſt ſelbſt in ihren radikalen Formulierungen
eine halbe Löſung und enthält einen inneren Widerſpruch, der
nur durch die Revolutionierung der Geſellſchaft aufgelöſt wer-
den kann. Es iſt ſicher keine militariſtiſche Entgleiſung, wenn
Vaillant in ſeinem Milizantrag die Entwicklung der Defenſiv-
kraft des Landes „bis zum Maximum“ vorgeſchlagen und
wenn er, in Uebereinſtimmung mit den Forderungen des Gene-
rals Maitrot den Bau von Grenzbefeſtigungen befürwortet
hat, was dann auch Jaurés, ins ſtrategiſche Detail eingehend,
wiederholte. Der Gegenredner der Mehrheit hat dann ge-
meint, wer weiß welch ſchlagendes Argument entdeckt zu haben,
als er auf die Koſtſpicligkeit der großen Feſtungsanlagen hin-
wies. Sicherlich, das demokratiſche Heerweſen iſt nicht billiger
als das ſtändiſch-konſervative, die Miliz belaſtet die Finanzen
nicht weniger als die Kaſernenarmee. Aber darum bleibt die

Forderung der demokratiſchen Armeereform, die das Volk zum
Herrn ſeiner Geſchicke machen und ihm mit dem Schutz gegen
ausländiſche Angreifer die Freiheit im Jnnern verbürgen
würde, eine unabweishare politiſche Notwendigkeit in einer
Geſellſchaft, die, wie Vaillant treffend ausführte, gleichzeitig
die Vereinigung der Völker in einem gemeinſamen Friedens-
willen fördert und durch die Konzentration des Kapitals und
die Entwicklung des Finanzkapitalismus und der Kolonial-
politik die Urſachen und die Gefährlichkeit der Konflikte ver-
ſtärkt. Nur die raſtloſe, in die Tiefen des Volks aufwühlende
revolutionäre Propaganda kann die proletariſche Aktion vor
der Konfuſion bewahren, die ſich aus der Notwendigkeit ergeben
geben könnte, der geſchichtlichen Wirklichkeit des drohenden
Maſſenmords ihren Tribut zu zollen und doch den herrſchenden
Gewalten jeden Mann und jeden Groſchen zu verſagen.

Politiſche Ueberſicht.
Halle (Saale), den 26. Juni 1913.

Das „Jahrhundertopfer“.
Reichstagsbrief. C. B. Die zweite Leſung der

Deckungsvorlagen hat am Mittwoch ihren Anfang ge-
nommen. Der Reichstag hat die Beratung des Wehrbeitrags
mit eiliger Haſt gefördert. Die erſten Stunden der Sitzung
wurden auf die Erledigung einiger Geſetzesvorlagen verwendet.
Das Staatsangehörigkeitsgeſetz wurde in dritter
Leſung verabſchiedet, gegen die Stimmen unſerer Genoſſen, der
Polen und des däniſchen Abgeordneten. Die ſozialdemokratiſche
Fraktion kann einem Geſetzeswerk nicht zuſtimmen, bei dem
die bürgerlichen Parteien ſyſtematiſch auch die notwendigſten
Verbeſſerungsanträge abgelehnt haben. Die Abänderung, die
unſere Genoſſen Landsberg, Bernftein und Quarck in die Vor-
lage aufgenommen wiſſen wollten, und die ſie mit ausgezeich-
neten Argumenten der Theorie und der praktiſchen Erfahrung
begründeten, wurde vom Staatsſekretär Dr. Delbrück und von
einigen Herren aus dem Hauſe erfolgreich bekämpft. Es gibt
hier keinen Fortſchritt.

Jn dritter Leſung wurde auch der Geſetzentwurf über die
Entſchädigung der Schöffen und Geſchworenen an-
genommen.

Dann begann die zweite Beratung des einmaligen außer-
ordentlichen Wehrbeitrags, der außergewöhnlichen Steuer
auf Vermögen und Einkommen, die zur Deckung der außer-
ordentlichen Rüſtungsausgaben dienen ſollen. Man ſprach auch
jetzt wieder auf ſeiten der Rüſtungsfreunde vom „Jahrhundert-
opfer“, aber von der flammenden Begeiſterung war wenig zu
ſpüren, die urſprünglich in allen Reden und Zeitungsartikeln
wiederkehrte. Der Schatzſekretär machte vielmehr einige weh-
mutsvolle Worte; er hielt es ſogar für geboten, ängſtliche
Patrioten zu beruhigen, indem er ausdrücklich verſicherte eine
ſolche Abgabe dürfe nie wieder erhoben werden!

Genoſſe Dr. David, der als Erſter vor Jahren den Ge-
danken einer ſolchen Deckung militäriſcher Ausgaben angeregt

hatte, gab unſerer Befriedigung Ausdruck über die Geſtalt, die
im Laufe der Kommiſſionsverhandlungen der Entwurf ange-
nommen habe. Er führte den anderen Parteien deutlich vor
Augen, wie ſehr bei dieſer in Deutſchland neuartigen Deckungs-
vorlage die Reichstagswahlen von 1912 mitgewirkt haben, und
wie ſtark ſelbſt die rechtsſtehenden Parteien, wenngleich un-
bewußt, durch die 110 angetrieben worden ſind. Unſer Redner
begrüßte vor allem, daß durch die Beſchlüſſe der Kommiſſion
der urſprüngliche Entwurf auch auf die Einkommen ausgedehnt
worden iſt, daß er eine Staffelung erfahren habe, und im
ganzen gerechter wirken werde. Ebenſo ſehr bedauerte er
aber, daß in einigen Punkten der Anſturm der Jntereſſenten
und das Gerede von „Vermögenskonfiskation“ einen Teil des
Hauſes eingeſchüchtert und eine Reviſion mancher Beſchlüſſe
durchgeſetzt hat.

Nachdem Herr Spahn einige troſtreiche Worte für den Be
richterſtatter Graf Weſtarp geſprochen und der Schwetzer
Landrat Halem ſchon jetzt aufs ſchärfſte gegen die Wieder-
holung „ſolch abenteuerlichen Steuer“ proteſtiert hatte, trat das
Haus in die Spezialdebatte ein. Von beſonderem Jntereſſe
war der Antrag auf Beſteuerung der in der Vorlage freige-
laſſenen Kirchenvermögen. Dieſen Antrag begründete
Genoſſe Wurm unter Hinweis auf die großen Kirchengüter
und die enormen Schenkungen. Die Nationalliberalen ſtimm-
ten unter Führung des Herrn Junck mit den Schwarzblauen
gegen den Antrag, der nur eine Minderheit der Sozialdemo-
kraten und der meiſten Fortſchrittler vereinigte. Auch der An
trag, den Genoſſe Dr. Südekum begründete, die gleichmäßige
Beſteuerung der Aktiengeſellſchaften auf Grundlage des wirk-
lichen Beſitzes nach der Regierungsvorlage vorzunehmen, wurde
abgelehnt, ebenſo erging es dem vom Genoſſen Emmel be-
gründeten Antrag, die im S 13 erfolgte Verſchlechterung wieder
„ufzuheben, durch die die kleinen Vermögen ſchwer belaſtet wor-
den ſind. Hierüber entſtand eine längere Debatte, in deren
Verlauf die Genoſſen Wurm und David den Herren von
der bürgerlichen Mehrheit, und insbeſondere dem ſich lebhaft
wehrenden Grafen Weſtarp gegenüber den Nachweis führten,
daß von der erſten bis zur zweiten Leſung in der Kommiſſion
die Sätze für die großen Vermögen erheblich herabgeſetzt
worden ſind. Die Debatte geht Donnerstag weiter. Am
Schluſſe der Sitzung wurde auf Antrag des Herrn v. Payer
beſchloſſen, die zahlreichen Wahlprüfungen, deren Behandlung
vorgeſehen war, von der Tagesordnung abzuſetzen.

Zu den Wehr- und Deckungsvorlagen.
Die konſervative und auch die nationalliberale Fraktion

haben im Reichstage den Antrag geſtellt, die drei ge
ſtrichenen Kapallerie-Regimenter wieder in die
Vorlage hineinzubringen. Die freikonſ. Poſt bemerkt hier-
su: „Da in den letzten Tagen zwiſchen einigen Fraktionen
über dieſe Frage Beſprechungen ſtattgefunden hatten, die nicht
ohne Erfolg verlaufen ſind, nimmt man an, daß ſich für den
Antrag eine ſchwache Mehrheit finden wird. Allerdings hängt
die Annahme von der Beſetzung des Hauſes ab.“

An einer anderen Stelle berichtet die Poſt, die „Fraktions-
vorſtände haben ihre Mitglieder gebeten, während der nächſten
Tage, wenn irgend möglich, nicht von Berlin abweſend zu
ſein, da bei manchen Abſtimmungen die Mehrheiten ſehr
ſchwankende ſein könnten“.

Der Bundesrat wird, wie die Tägl. Rundſchau erfährt,
Donnerstag über die Deckungsvorlagen beraten. Eine erheb-
liche Mehrheit ſei für die Beſchlüſſe, wie ſie im großen und
ganzen jetzt vorliegen, vorhanden. Die vor einiger Zeit in
Ausſicht genommene Beſprechung der Finanzminiſter ſei über-
flüſſig geworden. Der Reichskanzler habe ſich auf ſchriftlichem
Wege mit den Regierungen der Bundesſtaaten unmittelbar in
Verbindung geſetzt. Auf dieſe Weiſe ſei es ihm gelungen, die
Zuſtimmung der ſüddeutſchen Regierungen zu der Vermögens-
zuwachsſteuer zu erhalten. Gegner dieſer Steuer ſeien nur
noch Sachſen, die Hanſaſtädte, beſonders Hamburg, und einige
thüringiſche Staaten. Erhebliche Schwierigkeiten werden aber
auch dieſe Regierungen aller Wahrſcheinlichkeit nach nicht
machen.

Der Reichstag will ſich beſtimmt am 2. Juli vertagen.
Bis Sonnabend ſollen tunlichſt alle Deckungsvorlagen ver
abſchiedet ſein; in nächſter Woche ſollen dann neben den dritten
Leſungen nur noch einige kleine Vorlagen, Wahlprüfungen und
Anfragen erledigt werden. Die Vertagung ſoll bis 25. November
dauern.

Steuerliche Mißgeburt ſchlimmſter Sorte.
Jn der Voſſ. Ztg. kritiſierte der Direktor der Deutſchen Bank,

Helfferich, die Wirkung der Vermögenszuwachsſteuer wie
folgt:

„Zur Verteidigung dieſer ſteuerlichen Mißgeburt ſchlimmſter
Sorte iſt in den letzten Tagen von den eigenen Vätern und
Paten mancherlei geſprochen und geſchildert worden. Aber alle
Beſchönigungen und Bemäntelungen helfen nicht über folgen-
den einfachen Fall hinweg: Der Mann mit einer Million
Vermögen, der nicht arbeitet und ſeine 50 000 Mk. Rente
jahraus jahrein verbraucht, zahlt keinen roten Heller.
Der Mann in beſcheidenen Verhältniſſen aber, der jähr-
lich 7000 bis 8000 Mk. ſauer erarbeitet und in ſtrenger
Sparſamkeit zurücklegt, verfällt mit ſeiner erarbeiteten Er
ſparnis dieſem Steuernnikum. Die Zuwachs ſteuer erfaßt
eben nicht das vorhandene Vermögen, ſondern den
in der Hauptſache durch Arbeit und Sparſamkeit entſtehenden
Wohlſtand. Sie iſt keine Steuer auf Beſitz, ſondern eine
Steuer auf Arbeit und Sparſg v



Fortſchrittliche Konſequenz.
Die Freiſinnige Zeitung macht den verzweifelten Verſuch, die

Jämmerlichkeit der fortſchrittlichen Reichstagsfraktion, die mit
fadenſcheinigen Gründen unſeren Antrag auf Verbot des
Militärboykotts ablehnte, durch unwahre Angriffe zu
decken. Sie erfindet die Fabel, die ſozialdemokratiſchen Mit
glieder der Budgetkommiſſion hätten eingeſehen, daß der eigene
Antrag, der durch eine geſetzliche Vorſchrift den Militärboykott
abſchaffen wollte, „abſolut unhaltbar ſei“, und hätten
deshalb für die fortſchrittliche Reſolution geſtimmt, zu deren
Einbringung ſie ſelbſt animiert hätten. Jm Plenum aber
hätten die Sozialdemokraten wieder den Antrag gebracht, „von
deſſen Untauglichkeit ſie ſelbſt überzeugt waren. Eine
tollere und dreiſtere Entſtellung der Wahr
heit iſt kaum denkbar, als ſie hier von den frei-
ſinnigen Herren geleiſtet wird. Die Sozialdemo-
kraten haben in der Kommiſſion ſich keineswegs davon über
zeugt, daß ihr Antrag „unhaltbar“ oder „untauglich“ ſei, ſon-
dern haben im Gegenteil in zahlreichen Reden ihren Antrag
begründet und aufrechterhalten. Die Gründe unſerer Genoſſen
waren ſo gut und überzeugend, daß die fortſchrittlichen Kom-
miſſionsmitglieder, nämlich die Herren Gothein, Müller-
Meiningen und Lieſching, mit unſeren Abgeordneten für
den ſozialdemokratiſchen Antrag ſtimmten.
Erſt als unſer Antrag abgelehnt war, ſtimmten unſere Ge-
noſſen ſelbſtverſtändlich für die fortſchrittliche Reſolution, die
das kleinere Uebel, verglichen mit dem jetzigen Zuſtande, dar
ſrellt. Daß die fortſchrittliche Reſolution nur als Eventual-
Antrag für den Fall der Ablehnung des ſozialdemokratiſchen,
gedacht war, ergibt ſich ohne weiteres, wenn man die eigene
Abſtimmung der fortſchrittlichen Herren ins Auge faßt.

Zur Reichstagserſatzwahl in Salzwedel-Gardelegen.
Am 2. Juli ſoll die Erſatzwahl für das vom Reichstage für

ungzültig erklärte Mandat v. Kröcyhers ſtattſenden. Der
Kreis iſt ſeit 1800 in konſervativem Beſitz. Vorher war er
wiederholt durch Liberale, einige Legislaturen durch Frei-
konſervative vertreten. Seit 1890 beteiligte ſich ouch unſere
Partei an den Wahlen. Die letzte Wahl brachte uns von ins-
geſamt 24772 Stimmen 2407, während der konſervative
v. Kröcher 12073, der Bauernbündler Dr. Böhme 10271
Stimmen erbdielten. Es iſt ein ausgeprägt agrariſcher Kreis,
der namentlich im weſtlichen Teile ſehr viele Bauern zählt.
Jnduſtrie iſt faſt gar nicht vertreten. Selbſtverſtändlich be
herrſchen die Junker die Kreistage, die bekanntlich bei Neu-
beſetzung der Landratspoſten das Vorſchlagsrecht genießen und
dies immer zugunſten eines waſchechten Junkers benutzen. So
iſt die konſervative Partei in dieſem Wahlkreiſe ebenſo mäch-
tig und rückſichtslos, wie in irgend einem oſt preußiſchen Wahl-
kreiſe. Hier laſſen die Herren alle Skrupel fallen, wenn es
gilt, ihre Parteiintereſſen durchzuſetzen. Die Folge davon iſt
eine ſehr ſtarke Oppoſition, namentlich bei den bäuerlichen
Wählern, die allein ſchon die ſtarke Stimmenzahl des Dr.
Böhme erklärt. Aber die Empörung über das Junkerregiment,
das beſonders rückſichtslos auch durch v. Kröcher vertreten
wurde, hat auch große Kreiſe der indifferenten Arbeiterſchaft
ergriffen. So kam es, daß bei der vorigen Wahl in den
kleinen Landſtätten viele Arbeiter ſchon im erſten Wahlgange
für Dr. Böhme ſtimmten, weil ſie unſerer Kandidatur einen
Sieg über die Junker nicht zutrauten.

Bei der Nachwahl treten die Konſervativen mit v. Kröcher
und mit dem Bauern Schulz in Ritze auf. Dieſe Doppel-
kandidakur ſoll zunächſt Verwirrung unter die Bauern bringen.
Man nimmt an, daß die Kandidatur Schulz im letzten Augen-
blick zurückgezogen wird. Der Schachzug würde den Konſer-
vativen durchaus zuzutrauen ſein, aber es iſt fraglich, ob er
Erfolg haben wird. Die Nationalliberalen haben den Dr.
Böhme abermals auf den Schild erhoben. Unſere Partei
hat dem Genoſſen Karl Bergemann, der Gauleiter des
Zimmererverbandes iſt, die Kandidatur übertragen.

Jſt die ſozialdemokratiſche Wahlagitation ſchon an ſich in
einem ſolchen weit ausgedehnten faſt reinagrariſchen Kreiſe
ſehr ſchwierig, ſo hier doppelt, weil die Gegner mit einem
koloſſalen Aufwand von Mitteln arbeiten. Die Bauernbünd-
ler ſind in der Agitation den Konſervativen zurzeit entſchieden
überlegen. Sie haben zwei eigene Zeitungen zur Verfügung,
und alle Abende ſind fünf oder ſechs Redner auf den etwa 230

kleinen Dörfern, die mehr als 200 Einwohner zählen, unter
wegs. Jn Salzwedel iſt ein ganzes Hotel als Wahlſekretariat
eingerichtet. Zahlreiche Autos ſtehen zur Verfügung und an
lärmenden Veranſtaltungen fehlt es nicht. Natürlich find auch
die Konſerbativen nicht faul. Der Generaldirektor Kuntze hat
die Oberleitung. Eine Anzahl anderer Generalſekretäre ſtehen
ihm zur Seite. Beide Parteien haben genügende Lokale, die
Konſervativen natürlich alle, die Bauernbündler müſſen in
kleinen Orten des öfteren unter freiem Himmel reden. Unſerer
Partei hat man dagegen ſelbſt in Salzwedel das Verſamm-
lungslokal abtreiben können. Dagegen hat nun das
Militär die Erlaubnis erhalten, das für die Sozialdemo-
kraten geſperrte Lokal zu beſuchen, obwohl dort von zarten
Händen die Getränke kredenzt werden. Wir können auch in
den übrigen Orten nur ganz ausnahmsweiſe Verſammlungen
zuſtandebringen. Und mancherorts ſind die Arbeiter zu ſehr
eingeſchüchtert, als daß ſie unſere Verſammlungen beſuchten.
So müſſen wir den Kampf unter ſehr ungünſtigen Bedingungen
führen. Gleichwohl iſt die Partei mit aller Energie beſtrebt,
gegen die übermächtigen Gegner anzukämpfen.

Ueber die Wahlausſichten läßt ſich bei der Parteikonſtellation
wenig Zuverläſſiges ſagen. Wie es ſcheint, wird der Bauern-
bündler gegen das vorige Mal einiges den Konſervativen ab-
nehmen. Unſere Genoſſen ſind beſtrebt, durch eine grundſätz-
liche Auftlärungsarbeit den Wahlkampf auszunutzen.

„Nationale“ Krankenkaſſentagung.
Der auf „nationalem Boden“ ſtehende ſogenannte Geſamt-

verband deutſcher Krankenkaſſen hielt am Montag und Diens-
tag in Eſſen unter Vorſitz der Herren Franz Behrens und
Architekt Poth ſeinen erſten „Kongreß“ ab. Reichstanzler,
Staatsſekretär des Jnnern, Reichsverſicherungsamt, Miniſter
für Handel und Gewerbe, Regierungspräſident und eine Reihe
anderer Behörden hatten Vertreter entſandt. Der Zweck des
Kongreſſes war offenbar, Propaganda für den Verband zu
machen, der nach dem Eingeſtändnis des vom Zentrumsabgeord-
neten Becker redigierten Verbandsorgans Ende vorigen
Jahres „unter Mitwirkung aller bürgerlichen Parteien“ ge-
gründet worden iſt, um dem „unter ſozialdemokratiſcher
Leitung“ ſtehenden Verband deutſcher Ortskrankenkaſſen das
Waſſer abzugraben. Zum Punkt Geſchäftsbericht wußte Herr
Behrens nichts anderes zu ſagen, als daß dem Verbande bereits
„180 bis 200 Kaſſen mit etwa 500 000 Mitgliedern“ angeſchloſſen
ſeien und daß 800 Briefe und Poſtkarten ſowie 1000 Druckſachen
ausgegangen ſeien. Nicht nur im Weſten, ſondern auch in Oſt-
und Norddeutſchland, „im Herzen des deutſchen Vaterlandes“,
und beſonders auch in Süddeutſchland Bayern und Baden)
habe der Verband Wurzel gefaßt. Der Verband ſei notwendig
geworden, weil die Jntereſſen der Verſicherten „von anderer
Stelle“ nicht mit dem wünſchenswerten Erfolge gegenüber den
maßgebenden Stellen habe vertreten werden können. Das habe
ſich beſonders bei Beratung der Reichsverſicherungsordnung ge-
zeigt. Der neue Verband ſtehe auf „nationalem“ Boden, werde
ſich aber vor der Abhängigkeit von politiſchen Parteien zu hüten
wiſſen.

Eine Prüfung von Mandaten wurde nicht vor genommen. Es
erfolgten auch keinerlei Angaben über die Zahl der Delegierten
und der vertretenen Kaſſen. Das beweiſt am beſten, daß man
Grund hatte, ſich darüber auszuſchweigen. Dem Anſchein nach
waren es meiſt kleine Kaſſen, di zu einem großen Teile der
Auflöſung geweiht ſind.

Was in den Referaten behandelt wurde Juſtizrat Feld
(Mainz) ſprach über das Verhältnis der Krankenkaſſen zu den
Aerzten, Zentrumsabg. Becker über das Verhältnis zu den An-
geſtellten deckt ſich im weſentlichen durchaus mit dem, was
der verläſterte „ſozialdemokratiſche“ Ortstrankenkaſſenverband
längſt vertreten hat. Stadtrat v. Frankenberg (Braunſchweig)
ſprach über das Streitverfahren nach dem neuen Rechte.

Die Arbeiten des Kongreſſes wurden insgeſamt in fünf
Stunden erledigt. Abgeordneter Becker aber rechtfertigte den
höheren Verbandsbeitrag gegenüber dem Beitrag des „ſozial-
demokratiſchen Verbandes mit der größeren „Tätigkeit“.

Deutſches Reich.
Beſteuerung der Rennplätze. Eine Korreſpondenz meldet:

Zu dem Entwurfe über die Konzeſſionierung der Buchmacher,
der im Herbſt dem Bundesrate zugehen wird, verlautet noch,
daß er zunächſt die Totaliſatorſteuer von 1624 auf 12 Prozent

und dafür den Buchmacherbetrieb beſteuern wird.
bedingung hierfür iſt, das jetzt mlich betriebene

an zu dieſem eckeben die Rennvereine vorg für alle großen Plätze
lche Kongzeſſionen für Jn- und Ausland zu erteilen. Die

macher dürfen Wetten nur in bar (Mindeſtſatz 5 Mark)
annehmen. Sie zahlen an das Reich eine Steuer von 6 Pro

des Umſatzes. Außerdem hat der ner noch eine
teuer an den be enden Rennverein zu zahlen; ſie läßt

die kleinen Gewinne

atzquittungen geſtempelt oder mit Stempelmarken beklebt.
Der „Hinausſchmiß“ wurde jetzt ger gen. Höfiſche Be

richterſtatter melden: Eine neue Rehabilitierung hat der
Kaiſer ſeinem früheren Pächter Sohſt zuteil werden laſſen. Er
hat eigenhändig aus dem ihm vorgelegten Stenogramm ſeiner
bekannten Rede den Paſſus über den Pächter, in dem es hieß,
er habe ihn hinausgeſchmiſſen, weil er nichts mehr
taugte, eigenhändig herausgeſtrichen, und der Bericht iſt
nunmehr ohne dieſen Abſatz zur Veröffentlichung gelangt.
Bekanntlich hatte der jetzt auch „geſtrichene“ „Hinaus-
geſchmiſſene“ ſchon vorher einen bunten Orden irgend einer
letzten Güte ins Knopfloch „verliehen“ erhalten.

Bochumer Spitzelwirtſchaft. Der Kriminalkommiſſar,
gegen den der frühere polniſche Reichstagsabgeordnete Brejski
Strafanzeige wegen Anſtiftung von Angeſtellten zum Dieb-
ſtahl erſtattet hat, erlitt dieſer Tage in einem Prozeß gegen
ein Mitglied des Arbeiterturnvereins Bochum eine ſchwere
Niederlage. Er hatte am 29. September vorigen Jahres eine
Rekruten-Abſchiedsfeier überwachen laſſen und wegen einer
angeblichen Wendung in der Feſtanſprache Strafanzeige wegen
Aufforderung von Rekruten zum Ungehorſam erſtattet. Der
Prozeß endete mit Freiſprechung, weil alle Zeugen bekunden
mußten, daß der Redner den Rekruten nicht empfohlen habe,
ſie ſollten ſich widerſetzen, wenn ein Befehl gegen ihre Ehre
verſtoße, ſondern ſie ſollten den Befehl zwar ausführen, um
einer Beſtrafung zu entgehen, ſich aber dann ſofort be-
ſchweren. Die Bochumer Spitzelwirtſchaft treibt immer duf-
tendere Blüten.

Frankreich.
Die Debatte über die Militärvorlage wurde von der Depu-

tiertenkammer am Mittwoch fortgeſetzt. Paté verlas den er
gänzenden Bericht, der entſprechend dem Dienstag vormittag in
der Kammer ausgeſprochenen Wunſche verfaßt worden iſt. Faſt
alle Zahlen ſind die gleichen, wie diejenigen des urſprünglichen
Berichtes. Die Geſamtſtärke beträgt 672 835 Mann, von denen
29 000 Mann für Neuformationen vorgeſehen ſind. Für die
Einſtellung werden 711 329 Mann angeſetzt. Der Unterſchied
zwiſchen der in dem Bericht genannten Effektivſtärke und der
vom Generalſtabe berechneten beträgt nur 1456 Mann. (Der
Rechenfehler des Generalſtabs, den Jaurss feſtgeſtellt hatte,
ſtellt ſich alſo als weniger ſchlimm heraus. Red.) Der Abge-
ordnete Lefévre ging dann des längeren auf die zugunſten
der dreijährigen Dienſtzeit ſprechenden Gründe ein und bat
zum Schluß die Kammer, den Gegenentwurf Augagneur zurück
zuweiſen und den Entwurf der Regierung und der Kommiſſion
anzunehmen. Hierauf wurde die Sitzung aufgehoben. Ueber
die Aufrechterhaltung der zweijährigen Dienſtzeit wird wahr
ſcheinlich Donnerstag entſchieden werden. Fällt dieſe, dann
wird man über die 2 jährige Dienſtzeit und dann über die
dreijährige entſcheiden.

Holland.
Die Stichwahlen zum Parlament haben der Sozial

demokratie den erwarteten Erfolg gebracht. Es wurden
gewählt: 17 Sozialdemokraten 1 Katholik, ein „Anti
revolutionär“, zwei Chriſtlich-Hiſtoriſche, 21 Liberale, 5 Demo
kraten. Die neue Kammer beſteht aus 45 Mitgliedern der
Rechten, und zwar 25 Katholiken, 11 „Antirevolutionären“,
9 Chriſtlich-Hiſtoriſchen, und aus 55 Mitgliedern der Linken,
und zwar 30 Liberalen, 7 Demokraten, 18 Sozialiſten.
Die klerikale Mehrheit iſt alſo beſertigt und die Möglichkeit
einer liberalen Politik gegeben.

Rußland.
Das Wettrüſten in der Luft. Jn der Reichsduma er-

klärte am Mittwoch auf verſchiedene Anfragen der General
ſtabschef, daß ſich im Laufe des Jahres, ſeitdem im Miniſte
rium eine Abteilung für das Flugweſen beſtehe, die Zahl der
Flugzeuge um das Zehnfache erhöht hätte. Das Miniſterium
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Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.

Aber du biſt ein gutes Kind, fuhr der Jeſuit in verändertem
Tone fort, ein gehorſames Kind. Morgen ſchickſt du mir alle
Briefe, die du von dem Manne beſitzeſt; du machſt ein Päckchen
daraus und ſchreibſt meine Adreſſe drauf. Du kannſt es dem
Pförtner der Reſidenz einhändigen laſſen Und heute noch,
ohne Aufſchub, ſchreibſt du dem jungen Herrn ein Brieſfchen:
Geehrter Herr! Um meinen Eltern keinen Verdruß zu be-
reiten, oder: Auf den Rat meines Beichtvaters wie du
eben willſt. Jhr Weiber verſteht das ja, um Formeln ſeid ihr
nie verlegen. Die Hauptſache iſt, ihn auf unzweideutige Weiſe
wiſſen zu laſſen, daß alles zwiſchen euch aus iſt, daß du nicht
mehr an ihn denkſt, daß das Geſchehene ein Fehler geweſen,
den du bereuſt. Wie, iſt's ſo?

Pepita nickte bejahend, mit Tränen in den Augen, wobei der
Beichtvater nicht wußte, ob dieſe Ergriffenheit wegen des ihr
auferlegten Bruchs oder der Furcht war, die ihr die Größe
ihrer Sünde einflößte.

Sei nicht albern, mein Kind, ſagte er, um ſie zu beruhigen,
es iſt für dein Wohl. Wer iſt dieſer Mann eigentlich? ein
Gott, irgendwer, ein Jngenieur, wie es deren Tauſende gibt,
ein Arbeiter im Gehrock, der Beſchützer wie deinen Vater
braucht, um ſein Brot zu verdienen. Das wäre mal ſchön, die
Tochter Sancheg Moruetas mit einem Tagelöhner verheiratet
zu ſehen, mit einem von denen, die ſich einbilden, die nützlich
ſten Menſchen des Jahrhunderts zu ſein, weil ſie mit Ziffern
hantieren und Linien ziehen. Die Heiraten von Prinzeſſinnen
und Hirtenknaben beſtehen nur in Sagen und Komödien. Du
biſt noch zu jung, um zu heiraten; wenn der Augenblick ge
kommen ſein wird, ſo folge deinen Eltern, beſonders deiner
Mutter; denn die Frauen verſtehen am meiſten von ſolchen
Dingen. Vertraue auf Pater Pauli, der dein Freund iſt, dein
zweiter Vater, und du wirſt ſehen, wie wir zuſammen dir einen
Mann ausſuchen, der dich glücklich macht und deine Stellung
in der Welt noch erhöht.

Der Jeſuit ſchwieg einen Augenblick, als bereite er ſich zu
einem entſcheidenden Vorſtoß vor.

Das wird nicht ſchwer halten, gibt es doch in Hülle und
Fülle hoffnungsvolle und ausgezeichnete Jünglinge, die aus
unſerer Univerſität hervorgehen. Ein Mädchen wie du
muß den Beſitzer eines großen Vermögens oder den Träger
eines großen Namens nehmen. Vermögen haſt du ſchon durch
die Güte Goites, der deinen Vater mit Reichtum überhäuft.
Es bleibt dir alfo nichts anderes übrig, als einen Mann zu
heiraten, der eine glänſ anft vor ſich hat, der die höch

ſten Staatsſtellen erobere und ſich im Dienſte Gottes und
ſeines Landes mit Ruhm bedecke. Da iſt zum Beiſpiel dein
Vetter Urquiola.

Pepita verzog unwillig ihre Miene. O, der, nein!
Warum denn nicht, mein Kind? Was haſt du gegen ihn ein

zuwenden Er iſt einer der talentvollſten Köpfe, die aus
unſerer Univerſität hervorgegangen ſind. Mit einem halben
Dutzend Männern wie er, wäre ganz Bilbao unſer, und dieſe
Stadt würde ein zweites Covadonga werden, von wo aus wir
die Reſonquiſta Spaniens, das im Sumpfe des Liberalismus
verſunken iſt, unternehmen würden Jch verſtehe ſchon,
weshalb du die Naſe rümpfſt: Geſchichten und Erdichtungen,
die ihr euch in den Salons erzählt, Klatſchereien deiner Freun-
dinnen, die nur von Urquiola reden können, weil ſie ſich zu ſehr
zu ihm hingezogen fühlen. Jch werde dieſen Läſterzungen
ſchon das Handwerk legen! Und weißt du, warum ſie ſich ſo
ſehr mit Fermin abgeben? Weil dieſer ſie keines Blickes wür-
digt, weil ſie wiſſen, daß er nur an dich denkt, mit der ſitt-
ſamen und ehrfurchtsvollen Liebe eines chriſtlichen Jünglings.
Die dir Uebles von ihm berichten, ſind einfach Neiderinnen.

Nachdem er auf dieſe Weiſe der Eitelkeit des Mädchens ge
c iehelt. fuhr er in wohlwollendem und nachſichtigem Tone
ort
Jch will gewiß nicht behaupten, daß Urquiola ein Heiliger

iſt. Auch unſer Vater, der Heilige Jgnatis, hat, ehe die gött-
liche Gnade ihn erleuchtete, ein ziemlich lockeres Leben geführt.
Er gehörte dem Militärſtande an, das will gewiß genug ſagen.
So hoffärtig, ſo ſelbſtgefällig war er und ſo darauf erpicht,
den Damen zu gefallen, daß er ſich einen vorſpringenden
Knochen an ſeinem Bein, der die Folge einer bei der Belage-
rung von Pamplona erhaltenen Wunde war, abſägen ließ,
damit keinerlei Unebenheit am Schaft ſeiner hohen, eleganten
Stiefel bemerkbar würde. Urquiola iſt jung, voll über
quellender Lebenskraft. Jch ſage nicht, daß er nicht einmal
hie und da ſündigt; aber du mußt wiſſen, meine Tochter, daß
wir in der Welt nicht alle gleich ſind, daß die Sünden mehr
oder weniger ſchwer ſind, je nach der Lebensſtellung, in der
ſich der Sünder befindet. So zum Beiſpiel, was eine Sünde
iſt für einen Mann, der ruhig in ſeinem Heim lebt, umgeben
von ſeiner Familie, der er mit gutem Beiſpiel vorangehen
ſoll, iſt unter Umſtänden keine Sünde für den Soldaten, der
im Kriege iſt und in der Welt herumirrt. Ein ſolcher Soldat
iſt Fermin; ein Streiter für die gute Sache, und man muß
ihm gewiſſe kleine Vergehen verzeihen, weil die Zwiſchenfälle
des Feldzugs ihn zu oft zwingen, außerhalb der Kreiſe ſeines
Standes zu leben.

Aber du wirſt ſchon ſehen, wie er ſich ändert, wie
er verſtändig wird, wenn er einmal eine chriſtliche Gattin an
ſeiner Seite hat, eine gute und tugendhafte Frau. Weißt du,
weshalb deine Freundinnen mit ſo großem Wohlgefallen nach
ihm blicken Weil ſie wiſſen, daß die Zukunft ihm gehört.
Fermin wird Abgeordneter bei den erſten Wahlen. Er wird

in Madrid eine Rolle ſpielen, und wer weiß, was aus ihm
werden kann, wenn die Umſtände in Spanien wechſeln, und
ſie werden ſicher bald wechſeln, wenn Gott uns nicht vergißt.

Pepita ſchwieg, ohne das geringſte Zeichen der Zuſtimmung
oder des Einſpruchs gegenüber den Worten des iten zu
geben, und dieſer hielt inne, denn er glaubte, vielleicht ſchon
etwas zu weit gegangen zu ſein. Für heute hatte er allenfalls
genug geſagt.

Glaube nicht etwa, daß ich ein beſonderes Intereſſe daran
habe, daß es eben Urquiola ſei, der dich glücklich macht. Viel
leicht befürwortet ihn deine Mama mit größerem Eifer alsich; denn er iſt mit ihr verwandt, und ſe kennt ſeine Ver
dienſte. Meinetwegen mag es auch ein anderer ſein. Darüber
wollen wir nicht ſtreiten. Was ich wünſche, das iſt, daß du
deine Wahl triffſt unter den tugendhaften und talentvollen
jungen Leuten, die bei uns ſtudiert haben, denn nur auf die
iſt Verlaß. Jch will, daß du wie alle anderen chriſtlichen
Jungfrauen bei der Wahl eines Gatten auf den Rat deiner
Eltern und deines Beichtvaters hörſt. Du gehörſt einer chriſt
lichen Familie an und mußt die Tradition derſelben befolgen.
Wie heirateten deine Eltern einander? Mit der Zuſtimmung
der beiderſeitigen Familien, ohne Verdrießlichkeiten und Ein-
ſprüche, und das Glück lächelte ihnen und ſie fühlen ſich glück-
lich und haben für das Greiſenalter einen ſo ſchönen Troſt,
wie ſie ihn in dir finden können, die du gut biſt und ſicherlich
ihre letzten Lebensjahre nicht verbittern wollen wirſt. Umd
der Beichtvater ſprach allen Ernſtes, ohne eine Miene zu ver
ziehen, von dem ehelichen Glücke des Ehepaares Sanchez
Morueta.

Und nun genug für heute. Jch habe deiner Mutter ans Herz
gelegt, daß Jhr öfter hierher kommt. Wir werden ſchon Ge
legenheit haben, von allem, was dir konveniert, zu ſprechen.
Deine kleine Seele iſt etwas überſpannt und es muß aufgepaßt
werden auf ſie. Verſprichſt du mir, alle die bewußten Briefe
mir zuzuſchicken, damit du ſie nicht wiederlieſeſt und von
neuem in die Sünde verfällſt?

ehrwürdiger Vater.
Wirſt du heute noch jenem Herrn ſchreiben, um auf immer

die Beziehungen mit ihm abzubrechen
Jawohl, ehrwürdiger Vater.
Brav ſo, nun geb' ich dir die Losſprechung. Und lateiniſche

Floskeln murmelnd, erteilte Pater Pauli dem Mädchen durch
das Gitter ſeinen Segen; darauf ſtreckte er die Hand heraus,
damit es ſie ihm küßte. Während er den Laden auf der ent
gegengeſetzten Seite aus der Rille ſchob und ein Lächeln für
das neue Beichtkind vorbereitete, erhob ſich Pepita und kniete
an der Seite ihrer Mutter nieder.

Nach einer kurzen Weile empfingen ſie das Abendmahl, nach
dem ſie ihre Buße gebetet, und gingen dann aus dem Tempel
hinaus, nachdem ſie mit einer leichten Verbeugung des Hauptes
die noch vor den Beichtſtühlen knieenden Freundinnen grüßten,

(Fortſetzung folgt.

i und beſteuert die hohen bis 10 Pro
r Zur Kontrolle der Buchmacherſteuer werden die Ein



werde nicht eher ruhen, als bis in jedem Armeekorps eine
Fliegerabteilung eingerichtet ſein werde, die in Kriegszeiten

die „Aufklärung“ fichert. Das Miniſterium habe die erſte Ge
legenheit ergriffen, um die Zahl der Lenkballons zu verdoppeln,
wobei es Luftſchiffe großen Maßſtabes, ſogenannte Luftdread
noughts neueſten Syſtems, erworben habe. Dieſe hätten
Maſchinengewehre, Bombenwerfer und Tele-
graphenapparate an Bord. Deutſchland habe zwar elf
Lenkballons, jedoch bloß acht davon entſprächen den ruſſiſchen
Großlenkballons. Alle ſechs ruſſiſchen Lenkbal-
lons könnten ſich mit den deutſchen meſſen.
Dabei komme in Betracht, daß Deutſchland zwei Kriegsfronten
habe, Rußland aber bloß eine.

Balkauſtaaten.
Die neue Kriegsgefahr auf dem Balkan dürfte nunmehr als
beſeitigt gelten. Serbien lenkt ein und ſcheint zur
Verhandlung mit Bulgarien über die ſtrittigen Punkte auf
Grund des alten Vertrages bereit zu ſein. Dieſes Nachgeben
wird auf den Druck zurückgeführt, den Rußland auf Ser-
bien ausgeübt habe. Und dieſer ruſſiſche Druck ſoll, der Wiener
Reichspoſt zufolge, auf das Drängen Bulgariens erfolgt ſein;
Bulgarien habe an Rußland eine Friſterklärung ge-
richtet, die ein auf Umwegen abgegebenes Ultimatum an
Serbien darſtelle. Nach der Reichspoſt war eine 48 ſtündige
Friſt bezeichnet worden. Bulgarien habe erklärt, wenn Ser-
bien nicht den Teilungsvertrag als Grundlage
des ruſſiſchen Schiedsſpruches anerkenne, ſo könne
Bulgarien nicht länger untätig warten.

Obgleich nun noch keineswegs ſicher iſt, daß Serbien das
Schiedsgericht des ruſſiſchen Zaren über die beſtehenden
Meinungsverſchiedenheiten bedingungslos annimmt, ſo ſeien
doch hinreichend beſtimmte Zuſicherungen gegeben worden, ſo
daß man dem Ausgang der bevorſtehenden Verhandlungen mit
Zuverſicht entgegenſehen könne. Man habe Grund zu glauben,
daß Serbien ebenſo wie Bulgarien der Aufforderung Rußlands
nachkommen wird, ſeine Forderungen in einer beſonderen
habe darzulegen, wenn es dies nicht etwa ſchon getan

abe.

Neue ſerbiſch-bulgariſche „Grenzzwiſchenfälle“.
Belgrad, 26. Juni. Nach amtlichen Berichten verſuchten

größere bulgariſche Truppenmaſſen, ſich durch einen nächtlichen
Ueberfall der ſerbiſchen Stellung längs des Zlatowafluſſes zu
bemächtigen. Sie wurden nach blutigem Kampfe zurückge-
ſchlagen. An maßgebenden ſerbiſchen Stellen wird die Hoff
nung ausgedrückt, daß der Vorfall keine weiteren Kreiſe ziehen
werde. Nachträglich wird zu den „Grenzzwiſchenfällen“ bei
Zlatowa noch mitgeteilt, daß nach dem erſten ein zweiter
bulgariſcher Angriff auf die ſerbiſche Stellung erfolgte, wobei
es den bulgariſchen Truppen gelang, über den Zlatowafluß zu
ſetzen. Bei dem darauf beginnenden Kampfe mußten die Bul-
garen ſchließlich den Rückzug antreten, wobei ſie eine größere
Zahl Tote und Verwundete zurückließen.

Aus der Partei.
Aus den Organiſationen.

Der Sozialdemokratiſche Verein Deſſau-Zerbſt hielt am
Sonntag in Deſſau ſeine diesjährige Generalverſammlung ab.
Die Geſamtmitgliederzahl ſtieg von 5326 auf 5768. Die Zahl
der männlichen Mitglieder iſt von 3541 auf 3904, die der weib-
lichen Mitglieder von 1785 auf 1867 geſtiegen. Die Zahl der
ſozialdemokratiſchen Gemeindevertreter erhöhte ſich von 74 nuf
91. Der Antrag des Kreisvorſtandes, den 10 Pf.-Wochen-
beitrag für männliche und den 5 Pf.-Wochenbeitrag für weib-
liche Mitglieder vom 1. Oktober ab einzuführen, wurde gegen
eine Stimme angenommen.

Der Sozialdemokratiſche Verein Elberfeld-Barmen
konnte in ſeiner Jahresabrechnung über einen Mitgliederzu-
wachs von über 400 Genoſſen und Genoſſinnen berichten. Die
Geſamtzahl der Mitglieder iſt von 6501 auf 6923 geſtiegen.
Die Zahl der männlichen Mitglieder ſtieg von 56 36 auf 5939,
die der weiblichen von 865 auf 984. Als Parteiſetretär iſt
anſtelle des Genoſſen Dreſcher, der bei der Barmer Konſum-
genoſſenſchaft angeſtellt wurde, der Genoſſe Otto Kohnen, bis-
her Parteivorſitzender, gewählt worden.

Der Nichtverantwortliche verurteilt!
Wegen angeblicher Beleidigung eines Gendarmeriewacht-

meiſters wurde von der Erfurter Strafkammer Genoſſe
Petzold als verantwortlicher Redakteur der Tribüne in
Erfurt zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt, obwohl Genoſſe
Petzold am Tage des Erſcheinens jener Notiz, in der die Be-
leidigung gefunden worden war, gar nicht in der Redattion
anweſend ſein konnte, da er auswärts einen Gerichtstermin
wahrnehmen mußte. Sein Name war nur aus Verſehen mit
als „Verantwortlicher“ in der Druckform ſtehen geblieben.

Das Leichenbegängnis des Genoſſen Kaden
geſtaltete ſich zu einer machtvollen Demonſtration der Dresdner
Arbeiterſchaft. Dem Sarge voran marſchierten in langem

Zuge die Genoſſen des vierten Kreiſes, deſſen Vertreter der
Verſtorbene 15 Jahre hindurch geweſen. Dem Sarge folgten
zunächft die Angehörigen, dann die Vertreter des Parteivor-
ſtandes, der ſächſiſchen Parteiinſtanzen, der Reichstags und
Landtagsfraktionen, endlich die Deputationen aus dem Lande.
Jhnen ſchloſſen ſich die beiden anderen Dresdner Kreiſe an.

Nach faſt zweiſtündigem Marſche erreichte der Zug das prächtige
Krematorium. Am Sarge ſprachen Landtagsabg. Wirth für
den vierten Kreis, Landtagsabg. Schulze-Koſſebaude für den
Landesvorſtand, Reichstagsabg. Molkenbuhr für den Parteivor-
ſtand und die Reichstagsfraktion, Reichstagsabg. Bock für die
Kontrollkommiſſion und endlich Abg. Gradnauer. Unter den
prächtigen Klängen der Orgel und dem leiſe hereindringenden
Geſang einer gewaltigen Sängerſchar ſenkte ſich der Sarg in
die Tiefe.
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Jentralbibliothek.
Ausgabeort: Für Nord Volkspark (Burgſtraße 27), für Süd

Ballſäle (Lerchenfeldſtraße 14).

Gewerkſchaftliches.
Bergarbeiterkämpfe in England.

Die Bergarbeiter von Northumberland führen ſeit längerer
Zeit einen Kampf gegen das Dreiſchichtenſyſtem, mit
dem die Grubenherren der Grafſchaft auf die Einführung des
Achtſtundengeſetzes antworteten. Die Grubenherren haben
nun die Forderung zwar abgelehnt, aber eine gewiſſe Ein-
ſchränkung der Nachtarbeit zugeſagt. Der Vorſtand des Ar-
beiterverbandes hat in ſeiner am Sonnabend abgehaltenen
Sitzung dieſe Konzeſſion akzeptiert, aber mit einer ſo geringen
Mehrheit, daß er beſchloß, eine Abſtimmung der Mit-
glieder darüber vorzunehmen. An demſelben Tage haben
die Grubenherren die Lohnerhöhungsforderungen
gewiſſer Grubenarbeiterſchichten zugeſtanden.

Jm Lancaſhirer Kohlengebiet ſpitzt ſich der Kampf um die
eſchäftigung von Un organiſierten zu. Gegen-

wärtig ſtimmen die Arbeiter mehrerer Gruben, in denen Un-
S n arbeiten, darüber ab, ob ſie in den Streik treten
ollen.
9m Birminghamer Jnduſtriegebiet dauern die

Arbeiterkämpfe nach acht Wochen erbitterten Ringens unver-
mindert fort. So wie eine Unternehmung die Forderungen
der Arbeiter bewilligt und den Betrieb wieder aufnimmt, treten
die Arbeiter einer anderen Firma in den Ausſtand. Die Unter-
nehmer haben den Arbeitern ſtatt des allgemeinen Minimal-
lohns von 23 Schilling einen ſolchen von 23 Schilling in Bir-
mingham und von 21 Schilling in der Umgegend an-
geboten, ein Angebot, das von den Arbeitern mit Entrüſtung
zurückgewieſen wurde. Da die Unternehmer die Behauptung
aufſtellten, daß die Arbeiter mit dieſen Bedingungen zufrieden
wären, wenn nicht die Agitatoren hetzten, ſo hat die Organi-
ſation beſchloſſen, die Arbeiter ſelber über die Annahme oder
Ablehnung dieſer Bedingungen abſtimmen zu laſſen. Die Ab-
ſtimmung iſt jetzt im Gange. Die Not im Streikgebiet iſt groß,
aber die Entſchloſſenheit der Streikenden unerſchüttert.

Landarbeiterſtreik in Nordengland.
Jn dem Diſtrikt Ormskirk in Weſt-Lancaſhire, unweit von

Liverpool, ſind 2300 Farmarbeiter nach langen Vorbereitungen
in den Streik getreten. Jhre Hauptforderung iſt die An
erkennung der Landarbeitergewerkſchaft, fernerLohnerhöhungen, eine gleichmäßige L hnſtala und Arbeitszeit-

verkürzungen, Sonntagsruhe und freien Sonnabend nach-
mittag. Die Energie, mit der der Streik begonnen wurde, hat
die Farmer überraſcht, der Streikpoſtendienſt wird ungeachtet
der großen Entfernungen in ſehr wirkſamer Weiſe geleiſtet.
Es gelang den Streikenden, nicht nur alle landwirtſchaftliche
Arbeit, ſondern auch den Transport der Erzeugniſſe nach Liver-
pool zu verhindern. Die Arbeiter von Liverpool, insbeſondere
die Docker und Eiſenbahner, leiſten den Streikenden tätige Mit-
hilfe. Der Streik droht, ſich auf andere Diſtrikte auszudehnen.

Aus den Gerichtsſälen.
Gewerbegericht.

Sonderbare Unternehmermanieren legte der Beſitzer eines
Damenkoſtüm- und Kindergarderobengeſchäfts an den Tag,
der von einer Heimarbeiterin wegen Verweigerung eines
Zeugniſſes beklagt war. Die Heimarbeiterin hat für den Be
klagten vom 1. Oktober 1899 ab alſo 14 Jahre lang bis
Dezember v. J. gearbeitet und verlangte nach Beendigung des
Dienſtverhältniſſes ein auf Führung und Leiſtung ausgedehn
tes Zeugnis. Der Beklagte lobte die Klägerin, meinte, ſie habe
ſehr gut gearbeitet und das Verhältnis zwiſchen beiden ſei ein
gutes geweſen, bis die Klägerin geheiratet habe. Von da ab
habe ſie ihn zuweilen bei notwendiger Arbeit im Stiche ge-
laſſen und manchmal geſagt, ſie habe die Arbeit gar nicht nötig.
Er, Beklagter, vermute, daß der Mann ſeine Frau zu dem Tun
gegen ihn, den Unternehmer, aufgehetzt habe. Dieſer
„Spiritusrektor, der Gemahl“, müſſe zu ihm, dem Unternehmer,
kommen und ſich entſchuldigen; dann werde er event.
der Klägerin ein Zeugnis ausſtellen. Das Gericht verſuchte
dem eigenartigen Unternehmer klar zu machen, daß er ſolche
Bedingungen für die Ausſtellung des Zeugniſſes nicht ſtellen
könne und dürfe; wie könne er dem Ehemann der Klägerin zu-
muten, ſich bei ihm wegen des angeblichen nicht genehmen Ver-
baltens ſeiner Frau zu entſchuldigen? So etwas gebe es nicht.
Der Beklagte blieb dabei, er ſtelle nur ein Zeugnis aus, wenn
er durch Gerichtsurteil dazu verpflichtet werde. Schließlich
ſtellte er ſich auf den Standpunkt, die Klägerin habe ſchon des-
halb Anſpruch auf ein Zeugnis nicht, weil ſie Heim-
arbeiterin wäre; nur gewerbliche Arbejiterinnen
hätten Anſpruch auf Zeugniſſe über Leiſtung und Führung.
Das Gericht erkannte auch dieſen Einwand nicht an. Alle ge-
werblichen Arbeiter und Arbeiterinnen, auch Heim-
arbeiterinnen, hätten Anſpruch auf Zeugniſſe, die auf
Leiſtung und Führung ausgedehnt werden müſſen; Heim-
arbeiterinnen ſind auch gewerbliche Arbeiterinnen. Der Be-
klagte wurde verurteilt, das verlangte Zeugnis auszuſtellen.

Allerlei.
Eine furchtbare Exploſionskataſtrophe

hat ſich in einer Maismühle in Buffalo (Vereinigte Staa-
ten von Nordamerika) ereignet. Bei dem Unglück, über das
Einzelheiten noch fehlen, ſollen 60 Arbeiter ums Leben ge-
kommen ſein. Sieben Leichen konnten bisher geborgen wer-
den. Als Urſache der Exploſion wird „Selbſtent zün-
dung des Mehlſtaubes“ angegeben.

Vom Blitz erſchlagen.
Jn Pfortz (Pfalz) erſchlug der Blitz während eines Ge-

wikters eine Frau Ruland, die unter einem Nußbaum Schutz
geſucht hatte. Jhr Mann, der neben ihr ſtand, wurde ge
lähmt. Jn Alzenau erſchlug der Blitz eine 16jährige
Zigarrenſortiererin in ihrer Stube. Auch die neben ihr ſisende
Hauskatze wurde getötet. Jn Schlotheim bei Erfurt
ſchlug während eines Gewitters der Blitz in eine Gruppe vom
Felde heimkehrender Frauen. Eine von ihnen wurde getötei,
eine ſchwer verletzt. Ein anderer Blitzſtrahl fuhr in eine
Herde Schafe und tötete eine Anzahl Tiere.

Ein Drama an den Niagarafüllen.
Ein ſchwerer Unglücksfall hat ſich nach einem Telegramm

aus Niagara an den Fällen zugetragen. Zwei Kinder im
Alter von neun und zehn Jahren hatten ein gegen 100 Meter
vor Beginn der Fälle verankertes Boot beſtiegen. Plötzlich
riſſen die Ketten, mit denen das Boot befeſtigt war, und
das Fahrzeug ſchoß mit raſender Schnelligkeit auf die Fälle zu.

Hventur-Ausver haun

eine durch auffallende Preisermassigungen
33 weit und breit hekannte Sensation 2:

beginnt Dienstag

den I. Juli.

Zahlreiche Spaziergänger ſahen vom Ufer aus, ohne daß es
möglich war, etwas zur Rettung der unglücklichen Weſen u
tun, dem furchtbaren Schauſpiele zu. Jnnerhalb weniger Mi-
nuten hatte das Boot den Rand des Abgrundes erreicht und
war im Nu von dem tobenden Waſſer verſchlungen. Trotz
aller Anſtrengungen konnte weder eine Spur des Fahrzeuges
noch von den Kindern entdeckt werden.

Schweres Eiſenbahnunglück.
Vier Wagen eines Zuges der Canadian Pacific-Bahn ſind

in den Ottawafluß geſtürzt. Nach genauen Feſtſtellungen ſind

15 Perſonen getötet worden. Acht Leichen wurden bereits aus
dem Fluſſe geborgen.

Mecheln, 25. Juni. Ein von Antwerpen nach Brüſſel fah-
render Perſonenzug wurde während des Aufenthalts auf dem
hieſigen Bahnhof von einem nach Brüſſel fahrenden Eilzug
von hinten angefahren. Jn dem Perſonenzug wurden ſechs
Perſonen verletzt, eine getötet.

Der „Diebestruſt“ von Neuyork.
Jm „Lande der unbegrenzten Möglichkeiten“ iſt kein Ding

unmöglich. Gibt es, wie neulich feſtgeſtellt wurde, einen
Laſtertruſt, der einen ſchwunghaften Handel mit Men-
ſchenfleiſch betreibt und aus den Leibern und dem Elend der
Freudenmädchen Millionen herauspreßt, warum ſollen ſich
nicht auch die gewerbsmäßigen, durch kein Geſetz geſchützten
Diebe zu einem „Truſt“ vereinigen! Und in der Tat hat man
jetzt in Neuyork auch einen in aller Form beſtehenden „Diebes-
truſt“ aufgedeckt, der ſich für Neuyorkt etwas ganz Selbſt
verſtändliches! der Protektion der hohen Polizei erfreut
und eine ganze Reihe Polizeibeamte zu „Aktionären“ zählt.
Ein angeſehener Bürger von Brooklyn, namens Rader,
war der „Direktor“ dieſer Diebesgeſellſchaft. Er ſtand Mitt-
woch vor dem Gericht und machte nachſtehende Angaben: Nie-
mals hätten wir mit derartigen Erfolgen operieren können,
wenn uns die Polizei nicht unterſtützt und höhere
Polizeibeamte ſogar zu uns gehört hätten. Er
fügte ſeinem Geſtändniſſe hinzu, daß er eine „Diebesſchule“
leitete, in der junge Leute zum Stehlen von Warenballen,
Booten und Fuhrwerken angelernt wurden. Wenn alles, was
Rader dem Richter gegenüber mitteilte, wahr iſt, ſo muß man
glauben, daß es ſich um einen Diebestruſt von enormer
Ausdehnung handelt, bei dem Poliziſten, Juriſten und Diebe
in größter Eintracht arbeiteten. Wird doch ſchätzungsweiſe in
Neuyork jährlich allein Gepäck im Werte von 5 Millionen
Dollar geſtohlen.

Brindejoncs Flug über die Oſtſee.
Der franzöſiſche Flieger Brindejonc, der Mittwoch früh

3 Uhr nach ruſſiſcher Zeit in Reval zum Flug über das Baltiſche
Meer aufgeſtiegen war, traf nach 3ſtündigem Flug über
Stockholm ein, nahm bald darauf die Landung vor, die glatt
von ſtatten ging. Unterwegs hatte der Flieger in der Nähe
von Stockholm bei Södertelje eine Zwiſchenlandung vorge-
nommen, um ſich über den Weg nach Stockholm zu erkundigen.
Brindejonc wird Freitag früh den Flug nach Kopenhagen fort
ſetzen.

Die Bügelfalte.
Jn einem kleinen Orte nördlich von Berlin wurde kürgzkich

ein eigenartiger Vorgang beobachtet. Szene: Eine Land
ſtraße, die gerade friſ r worden iſt. Eine Dampf-
walze müht ſich ab, die Straße zu glätten. Plötzlich entledigt
ſich der Mann, der das Lokomobil lenkt, ſeiner Beinkleider.
Nanu, denkt der Zuſchauer, wenn's dem Mann zu heiß wird,
kann er doch zunächſt ſeinen Rock ausziehen. Der Arbeiter aber
legt die Hoſe ſäuberlich zuſammengefaltet auf den glatten
Weg vor ſeine Maſchine, ſteigt auf und überfährt das Klei-
dungsſtück, dann zieht er, als ob nichts geſchehen wäre, ſeelen-
ruhig ſein Beinkleid wieder an, nickt dem Zuſchauer freund-
lich zu und ſagt erklärend: „De Biejelfaltel“
Kleines Allerlei. Die Zahl der erkrankten Sol-

daten in Osnabrück iſt weiter geſtiegen. Beim erſten
Bataillon des Regiments 78 ſind jetzt 289 und beim zweiten
Bataillon 42 Soldaten erkrankt. Das Befinden der Erkrank-
ten gibt zu ernſten Beſorgniſſen keinen Anlaß. Die Fieber-
erſcheinungen ſind im allgemeinen zurückgegangen. Ueber die
Urſache der Erkrankungen verlautet noch nichts. 200 Stu-
denten in Richmond (Amerika) ſind nach einem Bankett
an Vergiftungserſcheinungen erkrankt. Das Befinden vonneun Studenten gibt zu ſchweren Bedenken Anlaß. Wild-

gewordene Kampfſtiere riſſen ſich in Almeriag
(Spanien) auf dem Wege zur Arena los und verletzten zahl-
reiche Spaziergänger, darunter drei Greiſe ſchwer. Einer von
ihnen iſt bereits geſtorben. Mit großer Mühe gelang es, drei
der Stiere wieder einzufangen; der vierte ſtürzte ins Meer,
wo er ertrank.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberficht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales und Provinzielles
Wilhelm Koenen. Verleger und für die Anzeigen ver
antwortlich Alfred Jähnig. Sämtlich in Halle. Druck der
Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. b. H.)
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Sdpyrechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.

ist die neue
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Walhaſſa!
Letzte 1841Tymians Vectem

„Der 6. Sinn“.
Konnabenl. Tymians Benefiz?

Dir. Tymian in 3 Glanzrollen 322272
Der 2 Possen: „Der BRBlitzkeſlner“ und „Kuriert“-

sowie alle Nummern neu!

II bis L Uhr 4 a t 1 n e e.Sonntafür die Tymian- Mitglieder
Tageskasse von 10 und 4--6 Uhr.

Juli un in Haue. IIIIj!
t des einzig existierenden Jugend-Operetten-Ensembles aus Wien.

30 Schuuspieler u. Schausplelerinnen 30.
Nicht äber I8 Tahre.

Die Liebünege Kaiser Franz J0sepns.

beradguerein Wörmit bölbern

Sonntag de 29. Juni 1913. nachmittags 3 UhrGaſthof zu WörmliSommerfest
beſtehend aus Vokal- und Jnſtrumental Konzert, Preisſchießen,

Blumenverloſung, Tombola, Lampion Umzug
und abends großem A L I.

gg Berte Sangesbrüder und Gönner des Vereins ein
Der Vorſtand.Roben ſ Meinbönia

und Umgegend (eingetr. Genofſenſchaft mit beſchr. Haftpflicht).

Wir bitten die werten Mitglieder.
Marken und Mitgliedsbücher vom 1. bis 12. Juli

in den Verkaufsſtellen abzugeben.
Es werden zu dieſem Zwecke in den Verkaufsſtellen Umſchläge mit
Vordruck ausgegeben und wolle man den Markenbetrag und die
Mitgliedsnummer auf dieſe Umſchläge ſchreiben und dem Lager-
halter gegen Quittung verabfolgen. Es dürfen in die Umſchläge
nur Marken von 1 Mark an eingelegt werden kleine Marken
ſind gegen große umzutauſchen.

*948 Der Vorſtand.Tanz- Unterricht für dle Arhelterschuft.
Freitag den 27. Juni abends *29 Uhr beginnt im Da Gust-

hof 3 Könige II der diesfährige Kurſus. Preis 10 Mark,
zaulbar in zwei Raten. Kein Kleiderzwang, keine Nebenkhkoſten.

Hugo Märker, Tanzlehrer.Seyerige Arbeiterkurſes Zeitz, Apotäa, Naumburg a. S., Weissenfeis.

I. Hallesche Rinder-Schlächterel,
Einziges Spezial S am Platze.Jnhaber: Richard Hummel,nur Magdeburgerstr. 23 (vis-a-vis Walhalla),

empfiehlt P bestes Rindtleisech
ohne Knochen 85 u. 95 Pſg., mit Knochen 70 bis

5 Pſg., Gehacktes 75 P.

(Mitglied
d. D. A.S.B.)

V I TNr. 55 Z Pfg.
Zigarettenfabrik Brasella,

Ralle (Saale). [1830) Fernruf 3227.

Zöpfe!
in jeder Preislage von

2 Marie an.
10 Rabatt.

Zopf-Sjiebert
Halle (Saale).

Leipzigerstr. 33 u. 79. I.
Versand nach Einsendung

einer UIaurprobe.
Verbleichte Zöpfe werden gut
1842 aufgefürhbt.

AgeiehtsrariertRossfleisoh. Rucksäcke, Trinkbecher,
Dese Woche wieder ff. Sehippen, Spaten, Harken,

AHez üwrigewieberanntuurdeſtrathe Badehosen etc.
empfiehlt billigst

Lisheth Keil,Wörmlitzerstr. 12, Ecke Wedstr.

1836 Sparmarken.
X Gebr. Eisschrank 22 Mk.,
x Badestuhl m. Heizvorrichtg.
X 25 Mk., beides gut erhalten,zu verk. Land wehrſtr. 7. *955

Erbſchaftshalb. iſt d. Wijſingiche
Wohnhaus und 1 Morgen Acker
zu verkaufen. Angebote ſind bis
6. Juli abzugeben bei F. Bötteher.Senbergſtraße7. Beſichtigung

A. Thurm,Reſlestrasse 10. i

Um zu ränmen, mein großes Lager

M
verkaufe nur dieſe Woche das

Gtülk 2, 3, 4 M.
L Iehmamn Vare

Vorderh. [1829 mittag

r h

noch zu den früheren,

2200 Arbeity-Hoven,
darunter Zwirn und Neuleder
vor Steigerung der Rohſtoffe bi ig abſchloß,anerkannt a

Dop billigen Preiſen. i

oſen, welche v noch

Zwirn- Neu-Leder-
Hoxe, Hose,

haltbare, d
gern un warzeſtreift,gekaufte weit u. breit

Qualität bek. Qualität

25 55Mk. Mk.

Neu-Leder- Heu-leder-
Hose, Hose,

h gergeſtr. der undndſchaft andere
ſehr gelobt Farben

90 15Mk. Mk.
Wie immer, bringe auc
einen großen Poſten wei

geſtreifte

1828

in dieſem Jahre wieder
und ſchwarz karierte und
aſch Hoſen

a Stück nur 1.45 Mk.
Auch bei dieſen billigen Angeboten noch 5 Rabatt. BI

Ernst Renner.
I 14 Marktplatz 14.
Hallmarkt

Salzgralenstr. 3.

Sport Hemden
Sport GürtelSport Kragen
Hosenträger
Herren Socken

Zur Reise hauft man gut und billig be

Max Berndorff Geh. 77.
Damen Strümpfe
Kinder-Söckehen
Swenater
RusscnkKittel

Ab Reise-Geschenk: Hauskleider, Busen, Schürzen
in herrlicher Auswahl. 1833

*957

8
Klinkhardt Schreiber Nachfolger

Landsbergorstrasse 12 Fernsprecher 203).
Die billigen Sommerpreive für Briketts

bleiben bis 1. Oktober bestehen.

Sämtliche Parteischriften von empfiehlt
-Buchhandlung.

200.
Sonntag, den 29. Juni:

IBllliger Sonntag
Abschiedstag

Liliputaner.
intrittspreiſe den ganzen Taein r fern a we s

Erwachſene 30, Kinder 20

et er W rin
i. Raharet-Teſi

u. a. d. Henschenafte

ſ. Die irrfanrten
des Odyusseus

n. d. altgriech. berühmten
Epos von Homer. 1835

HMakulatur verkauft
Genossensechafts-Drackeroet

Deutsche Dampfſischerel-
Gesellschaft

1834 Gr. Ulrichſtr. 58.
Tel. 3783 u. 1275.

Colclhaursch i Kopf

Fchelitisch ohne Kopf
hardonaden, rig e 28

Angelschellfich vie 50 w.
Austernfischkoteletten

ohne Güte nd 60

Jn jedem Haushalt müßte wenigſtens einmal in der Woche
ein Gericht frisohe Fisohse auf den Tiſch kommen.

Reiche Auswahl bietet Jhnen die

Wir empfehlen in ſtadtbekannter Güte:

la lebendfrichen Seelgchg edre *eorf ind 19 f.

Nordsee -Rabelau ohne Kopf

Flusglache, Flusczander, Steinhutt, Hell-
hutt, lebende Acule, lebende Schlele, priuglehbende

Tufelkrebre.

Pfund 71

Pf.
Pfund 29 p.

kotzunge, und 20 f.

bratschellfisch Bd. 23 f.

bratscholle Pfund 23

Auf dem Rossplatz! Auf dem Rossplatz!

der 8i0sge Bollinaſgche Trhis.
Heute, Donnerstag den 26. Juni abends S

T Grosse Liſte Voerstellung.Das Tagesgespräch in Halle bilden das herrliche Programm und ganz besonders die

I Sensa fionelIe Wass er an om fme,
Sonnabend 2 grosse Vorstellungen.

Uhr

Nachmittags 4 Uhr grosse Schüler-Vorstellung zu billigen Preisen.

Luagerpliatz Toluckstr. G.
100 ar. rer J l. Scheiben,ſ. Saal paſſ., enſter verſch.Größen, Wehr üre, Flieſen,
engl. Schiefer. ca. 16 mm eiſernes
Gartenſtaket, Stuben-, Glas-
u. Stalltür., Berl. Oefen, 5000 m
Latten, Balk., Rahmen,. Säul.,
vol. Traillen. Handgriffe m. Ton
rohren u. viel. mehr billig z. verk.

Abbruch Sophienstr, 8

und Harthustr. 17
beginnt den 2. Juli. Beſtellg.
nehme heute ſchon für Kochöfen,
Ladenvorbau m. Spiegelſcheibe,
80 guterh. Türen, kl. Fenſter,
Bretter, Bauholz 2c. entgegen.
955 G. Lindner.

Bettstellen
Matratzen
Sofas

Große Auswahl.
Billigſte Preiſe.

G. Schaible
Möbel fabrik
n. Ratskeller. 15

s

n aer

Schuhmacher

Pache- u. Lodlleder- Croup

Ausschnitt,
Gummi-Abrätze u. Ecken,

Schuhcreme, Einlegevohlen,

Schnürsenkel,

Bedarfs Artikel.
1484 Billigſte Preiſe.
Sonntags früh nur von

72 9/2 Uhr geöffnet.

F. WoaS Gr. Klausstr. 7.

Scheuere
müt

*567

Henkels
Bleich Soda.

100
Haustüren, Ausgü
und viele andereGr. Poſten Lichte
holz fuhrenweiſe und
Vom 1. Juli ab, Böckſtr. 8 u. 9Stubentüren, Fenſter, Kochöfen,
Fußboden, Bauholz und L
ſowie Aſchendeckel u. viele andere
Sachen. Verkauf ſchon fetzt.

Triftstr. 7.

Stück Stuben-

a

Abbruch
Lagerplatz Triftſtraßze

(neben Muſeum-Neubau).
Soſort zu verkauſen:

200 Stck. Saal- u. andere Fenſter,Flügel undS enſterläden
1795

u. Brenn
nzeln.

atten,

Otto Richter,

A. e

Telefon 5257.

rer W

auf meine Spezialmarke
Holkerelhutter Ersutz

(veget. Magarine)
aufmerkſam zu machen, gebe ich

gratis bis 1. Juli
2 Pfd. Multa-Kurtoffeln

c

bei Einkauf von 1 Pfund

Echte Wagner
h

Pfund nur
90 Pfennig.

Butter-Schmiedel
44 Torstrasse 44.

S Freitag öchlachtefeſt.
18G. Geriq, Srittitr. 25

Freitag 1838
Sehachtewst
Karl Richter,Gr. Brunnenstrasse 39.

Freitag 101
Schla r t ß feſt.

W. Front nahe d
Freita 1o

Schla ch feſt.Fr. Peters,
Blumenthalſtraße 27.

Ammendorf
*954 HeuteSchlachtefest

Hugo Pabst,
Friedrichſtraße Nr. 5.

Merseburg.
w. Heute FreitagSchlachtefest
bei Rich. Tepper, Neumarkt 45.
Möbelfuhren, mit Verſchluß,

weder angenommen.
Weinholz, Harz 48.

Koptiause,
Wanren löhe Brutvertilgt Hiamanton', VI. 50 Pfg.
Bahnhoſ Apotheke, am Bahnhokf.

Mein beſtbewährtes Mittel härtet
die Füße ab, ſchützt ſie vor Wund-
wen be gen. den üblen Geruch.

826 Mk.a Sierplan1dF. Ple

1796

Abends s Uhr Haupt-Vorstellung. 1843 Die Direktion
Vom r n J Um die verehrten 1831 u ar Deür für a men un err enAbbruch Hausf rau en kauft stets zu soliden Preisen und

n nimmt in Zahlung 1837
H. Schindler, Kl. Ulrichstr. 35.
Sofa aufpolſtern von 5 Mk. an,
Watratze aufpolſtern von 3 Mk. an
E. Däppold, Adolfſtr. 9, p. [1813

kueichtpertrarten nen

Arheitsmarkt
MRene étellen zu ne bie za
tung Deutſche BahanzenPoſh

Eßlingen 156.
Wir ſuchen zum 1. Juli für

Golp a bei Gräfenhainichen

einen zuverläſſigen

Zeltungshoten
Meldungen können an den Gen.

Crippendorf, Gräfenhainichen,od. an d. Verla d. Volksblattes,
alle (Saale), Harz 42-43, r

gerichtet werden.
Tücht. Vertreter überall geſucht.

1805] M. Hötzel, Kl. Ulrichſtr. 16, J.

Man nnüchtern u. mit längeren Erfahr-
ungen, für neuen rDampfpſingApparst, nach d
Sſten, bei, hohen Bezügen ſofort
Lhrcbt, Meldungen unter Chiffre

S. 293 an die Expedition 3Jäitang

ſehen 9 Feder
Distrikt Dölau

Am Mittwoch früh ver-
ſchied unſer Kollege, der
Fabrikarbeiter

Otto Emmerſch
aus Dölgu, im 38. Lebensjahre.

Ehre seinem Andenken
Die Beerdigung findet am

Sonnabend nachmittags 5 Uhr
in Dölau ſtatt.
1839 Die Ortsvenwaltung.
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Deutſ cher Reichstag.
169. Sitzung, Mittwoch, den 25. Juni, nachmittags 1 Uhr

Am Bundesratstiſche: Dr. Delbrück.
Die dritte Leſung des Staatsangehörigkeitsgeſetzes.

Abg. Dr. Landsberg (Soz.)
All unſere Anträge hat man abgelehnt, ſogar ſolche, die die

ablehnenden Parteien in der Kommiſſion ſelbſt geſtellt haben. Wir
wiſſen trotzdem, daß unſere Anträge das Recht der Zukunft dar-
ſtellen und ſind ſtolz darauf, ſeine Pioniere zu ſein. Wir bean-
tragen heute erneut, daß jeder Deutſche ſtaatsangehörig iſt in dem
Bundesſtaat, in dem er ſeinen Wohnſitz hat, zum mindeſten, wenn
er den Unterſtützungswohnſitz erworben hat; weiter, daß ſolche Per-
ſonen ein verſolgbares Recht auf Einbürgerung erhalten, die aus
der Ehe eines ſtaatenloſen Mannes mit einer deulſchen Frau ſtam-
men, in Deutſchland wohnen und bereit ſind, im deutſchen Heer
zu dienen; dasſelbe Recht verlangen wir für Kinder von Auslän-
dern, die in Deutſchland geboren und erzogen ſind und alle Pflich-
ten eines Deutſchen auf ſich nehmen. Schließlich beantragen wir
die Beſtimmung, die den Bundesſtaaten ein Einſpruchsrecht gegen
zede Einbürgerung in irgend einen anderen Bundesſtaat gewährt,
zu ſtreichen. Der Zentrumsabgeordnete Dr. Belzer hat ſelbſt die
preußiſche Dänenpraxis als unheilvoll und ſkandalös bezeichnet.
(Hört! hört!) Wir können die Verantwortung nicht übernehmen,
daß dieſe preußiſche Praxis auf das ganze Reich ausgedehnt wird.
(Beifall bei den Sozialdemokraten.

Staatsſekretär des Jnnern Dr. Delbrück erklärt zunächſt,
daß nach den angeſtellten Ermittlungen der in der zweiten Leſung
erwähnte Staatenloſe aus Nordſchleswig nicht wegen eines als
Kind begangenen Apfeldiebſtahls und eines Streits mit einem
Nachtwächter ausgewieſen worden ſei, ſondern wegen eines Ein-
bruchdiebſtahls an der Tochter ſeines Dienſtgebers und wegen tät-
licher Beleidigung und ſchwerer Beſchimpfung eines Polizeibeamten,
was das Gericht feſtgeſtellt habe. Die ſozialdemokratiſchen Anträge
ſind für die Verbündeten Regierungen unannehmbar. Beifall
rechts.)

Abg. Dr. Blunck (Vpt.): Der Einſpruch eines Bundesſtaats
muß doch auf Tatſachen geſtützt ſein; wenn die Sozialdemokraten
den beruhigenden Verſicherungen der Regierungen nicht glauben,
ſo putſchen ſie direkt zu einer ungeſetzlichen Praxis auf. (Heiter-
keit bei den Sozialdemokraten.

Abg. Bernſtein (Soz.)
Wie oft hat man erklärt, daß Einbürgerungsgeſuche nicht wegen

der Konfeſſion abgelehnt worden ſeien und doch iſt es geſchehen.
Genau ſo viel ſind die Verſicherungen der Regierung wert. Wir
bieten nicht die Hand zu dieſem Geſetz, das auch international von
ſchädlichſter Wirkung iſt. (Lebh. Zuſtimmung bei den Soßzialdem.)

Abg. Dr. Landsberg (Soz.)
Wir verlangen Rechtsgarantien, und da behauptet Dr. Blunck,

wir putſchten die preußiſche Regierung zu ungeſetzlichem Vorgehen
auf! Mein teurer Freund, ich rat' Dir drum, zuerſt collegium
logicum. Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.

Die Generaldiskuſſion ſchließt.
In der Einzelberatung betont

Abg. Dr. Quarck (Soz.),
daß der Antrag, die Staatsangehörigkeit durch den Wohnſitz zu
begründen, gewiſſermaßen eine Reichsangehörigkeit ſchaffen will.
Sie aber wollen die Arbeiter, die infolge ihres Berufs von einem
Bundesſtaat in den andern geworfen werden, politiſch rechtlos
machen.

Der ſozialdemokratiſche Antrag wird abgelehnt.

Abg. Bernſtein (Soz.)
begründet den Antrag betr. die Staatsangehörigkeit der von einer
deutſchen Mutter ſtammenden, in Deutſchland groß gewordenen
Staatenloſen.

Abg. Hanſſen (Däne): Der Diebſtahl, von dem der Herr
Staatsſekretär geſprochen, liegt 15 Jahre zurück. (Hört! hört! bei
den Sozialdemokraten.) Der Betreffende iſt auch nicht wegen ſeiner
Straftaten ausgewieſen worden, ſondern weil er geheiratet hat,
um ſein Kind zu legitimieren. (Lebh. Hört! hört)) Den Staats-
ſekretär möchte ich fragen, warum die Verhandlungen mit Däne-
mark zur Beſeitigung der Staatenloſenfrage nicht vorwärts kommen.

Staatsſekretär Delbrück: Die Schwierigkeiten liegen in der
däniſchen Geſetzgebung.

Der ſozialdemokratiſche Antrag wird abgelehnt.

Abg. Dr. Quarck (Soz.)
begründet einen Antrag Albrecht, auf Streichung der Beſtimmung,
daß gegen eine Einbürgerung in einem Bundesſtaat jeder andere
Bundesſtaat Widerſpruch erheben kann. Dadurch ſoll die in Süd-
deutſchland geübte mildere Praxis beſeitigt und die preußiſche
Praxis auf das ganze Reich ausgedehnt werden. Auch hier zeigt
ſich deutlich Preußen als der böſe Geiſt Deutſchlands. (Veifall bei
den Sozialdemokraten.

Abg. Walbdſtein (Vp.) bemerkt, daß das Einſpruchsrecht der
Bundesſtaaten gegenüber der Regierungsvorlage doch durch die
Kommiſſion ſehr eingeſchränkt ſei.

Bei der Abſtimmung ſtimmt auch ein Teil der Freiſinnigen
und das Zentrum nebſt den Polen und Elſäſſern für den Antrag
Albrecht. Sie bleibt daher zunächſt zweifelhaft. Die Abſtimmung
durch Hammelſprung ergibt die Ablehnung des Antrages mit 164
gegen 121 Stimmen.

Abg. Gröber (Z.) begründet einen Antrag des Zentrums,
wonach nicht nur die Anſtellung im Kirchendienſt, ſondern auch die

im Synagogendienſt die Staatsangehörigkeit begründen ſoll.
Staatsſekretär Delbrück wendet ſich gegen den Antrag.
Der Antrag wird gegen die Stimmen der Rechten angenommen.

Abg. Bernſtein (Soz.)
befürwortet einen Antrag Albrecht, wonach eine Deutſche durch
die Eingehung einer Ehe mit einem Ausländer ihre Staatszugehö-
rigkeit nicht verlieren ſoll.

Der Antrag wird abgelehnt.
Der Reſt des Geſetzes wird debattelos angenommen. Es ſoll

im 1. Januar 1914 in Kraft treten. Jn der Geſamtabſtimmung
wird das Geſetz gegen die Stimmen der Sozialdemokraten, Polen
und Dänen angenommen.

Abg. Zimmermann (natl.) begründet eine Reſolution auf
Schaffung einer Auskunftsſtelle zur Einbürgerungsfrage im Aus-

wärtigen Amt. m eDie Reſolution wird einſtimmig angenommen.
Es folgt die erſte Beratung des Abkommens zur Vereinheit-

lichung des Wechſelrechts.
Staatsſekretär des Auswärtigen v. Jagow legt dar, daß das

Abkommen einem Wunſche des Reichstags und jahrzehntelangen
Beſtrebungen der Handelswelt entſpreche. Es ſeien 26 Staaten
daran beteiligt, England und Nordamerika hätten ſich bedauerlicher-
weiſe ausgeſchloſſen.

Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts Dr. Lisco beleuchtet di
juriſtiſche Seite des Abkommens.

die eine Steigerung der Kultur zur Fol

Halle (Saale), Freitag den 27. Juni 1913 24. Jahrg.
eeeeeeeeeeeeeeesSS

Abg. Dr. Landsberg (Soz.):
Wir begrüßen die Vorlage wie jede Annäherung der Nationen,

u haben muß. Das Ab-kommen wird hoffentlich der Vorläufer vieler anderen ſein, die zu
einem einheitlihen internationalen Recht führen werden. (Bravo!)
Jn nicht zu ferner Zeit wird auch das Handelsrecht vereinheitlicht
werden. Wir begrüßen dieſe Enkwickelung, aber wir bedauern,
daß der Reichstag von der Mitarbeit an dem Abkommen ausge-
ſchloſſen wurde. Zwiſchen den zwei internationalen Konferenzen
hätten die Abgeordneten ſehr wohl zu dem Vorentwurf Stellung
nehmen können. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) Jetzt
werden wir an der Haager Wechſelordnung nichts ändern können.
Der Nichtbeitritt Englands und Nordamerikas iſt um ſo ver
wunderlicher, als das Abkommen gerade dem engliſchen Wechſel-
recht ſehr weit entgegenkommt. Hoffentlich werden unſere Vettern
jenſeits des Kanals die Wichtigkeit eines einheitlichen Geldwechſel-
rechts auch bald erkennen. Das einheitliche Recht muß aber auch
durch einen internationalen höchſten Gerichtshof geſichert werden.
(Zuſtimmung bei den verſchiedenen Parteien.)

Abg. Dr. Belzer (Z.) ſtimmt dem Abkommen zu und wünſcht
ebenfalls, daß in Zukunft ſolche Entwürfe vorher dem Reichstag
vorgelegt werden.

Abg. Dr. Junck (nakl.): Daß man ſich auf der einen Seite in
Rüſtungen geradezu überbietet und auf der anderen Seite doch
ſolche Abkommen abſchließt, halte ich von meinem Standpunkt aus
für richtig. Wir werden dem Abkommen zuſtimmen.

Abg. Dr. Gieſe (k.) erklärt die Zuſtimmung auch ſeiner Freunde
zu dem Abkommen.

Abg. Dove (Vp.) begrüßt die Vorlage gleichfalls lebhaft.
Miniſterialdirektor Dr. Kriege ſagt zu, daß der Reichstag von

internationalen Abkommen in Zukunft ſchon vor ihrer Feſtlegung
in Kenntnis geſetzt werden ſoll.

Das Abkommen wird genehmigt.
Es folgt die zweite Beratung des

einmaligen außerordentlichen Wehrbeitrages.
Reichsſchatzſekretär Kühn: Während die Vorlage der Regierung
im weſentlichen das Vermögen zur Deckung der Wehrvorlage her
anziehen wollte, hat die Kommiſſion ſtatt deſſen eine Art Ein-
kommenſteuer vorgeſehen. Die in der Preſſe hiergegen erhobene
maßloſe Kritik macht die Regierung ſich nicht zu eigen, ein Eingriff
in das Privateigentum iſt bei jeder Steuergeſetzgebung notwendig.
Vor allem muß ich nachdrücklich betonen, daß eine ſo außerordent-
liche Maßnahme wie die Einforderung eines Wehrbeitrages ſich
nicht wiederholen darf. (Bravo! rechts, Lachen bei den Sozial
demokraten.) Dieſe öffentliche Erklärung ſind die Verbündeten
Regierungen nicht nur ſich ſelbſt ſchuldig, ſondern auch den Steuer-
zahlern, in deren Kreiſen ſonſt eine große Beunruhigung entſtehen
würde. Deshalb iſt es auch zu begrüßen, daß, falls die notwendige
Milliarde durch den Ertrag des Wehrbeitrages überſchritten wird,
nach dem Kommiſſionsantrag der Mehrbetrag zur Kürzung des
letzten Drittels des Wehrbeitrages bereitzuſtellen iſt, und daß
Mindereinnahmen nicht etwa durch Zuſchläge zu dem Wehrbeitrag
gedeckt werden ſollen. Jch verkenne nicht, daß der Nation ein ge-
waltiges Opfer zugemutet wird, aber ſie wird es bringen, um ſich
den Frieden und ſeine Segnungen zu erkaufen. (Bravo! rechts.

Abg. Dr. David (Soz.):
Der Staatsſekretär hätte wohl vor allem das Bedürfnis, die

Regierung ſelbſt zu beuhigen, denn ihr ſcheint vor dem Geſetz, auf
deſſen Einbringung ſie ſo ſtolz war, jetzt bange zu ſein. Wir hatten
von vornherein keine Sympathie dafür, doch iſt ſie nach der Arbeit
der Kommiſſion etwas gewachſen. Die Mehrheit des Hauſes iſt feſt
entſchloſſen, neue ungeheuere Rüſtungsſteigerungen zu bewilligen,
und wir haben keine Mittel, dies zu verhindern. So bleibt für uns
die Aufgabe, wenigſtens dahin zu wirken, daß die Deckungsvorlagen
in einer Geſtalt verabſchiedet werden, daß ſie die wirtſchaftlich
Schwächeren ſchonen und möglichſt die ganze Laſt auf die wirtſchaft
lich Starken und Stärkſten geſchoben wird. (Sehr richtig! bei den
Sozialdemokraten. Die Regierung wollte die Vermögen von
10 000 M. treffen, gleichgiltig, ob ein Einkommen dabei vorhanden
iſt oder nicht, alſo ganz kleine Geſchäftsleute mit vielleicht 1000 oder
1200 M. Jahreseinkommen ſollten herangezogen werden, dagegen
ſollten Leute mit einem Einkommen bis zu 50000 M. freibleiben.
Ferner wollte die Regierung von den kleinſten Vermögen denſelben
Prozentſatz, 4 Prozent, erheben, wie von den größten. Das war
keine allgemeine Beſitzſteuer, ſondern eine, die vor allem den kleinen
Mittelſtand belaſten mußte. Die Kommiſſion hat das beſeitigt. Wir
beantragten, die Vermögen bis zu 50 000 M. nur mit ein Zehntel
Prozent, bis zu 100 000 M. nur mit zwei Zehntel Prozent zu be
laſten. Das iſt wieder ein Beiſpiel dafür, wer für den Mittelſtand
eintritt. (Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) Natürlich müßte
wan dann, wenn die Milliarde herauskommen ſoll, die großen Ver-
mögen ſtärker treffen. Die Kommiſſion hat das Geſetz auch zu einem
Einkommenſteuergeſetz gemacht, in dem die Grenze für die heran-
ziehbaren Einkommen von 50 000 auf 5000 M. heruntergeſchoben iſt.
Allerdings ſollen die kleineren Einkommen nur gering getroffen
und die Steuer geſtaffelt werden. So hat das Geſetz eine breitere
Baſis bekommen, gewiſſermaßen zwei Füße, ſo daß es jetzt ein Ver-
mögens- und ein Einkommenſteuergeſetz iſt. So beſcheiden die
Staffelung iſt, hat ſie doch in den betroffenen Kreiſen einen Sturm
der Entrüſtung ausgelöſt. Jn allen Aeußerungen über die Arbeiten
der Kommiſſion iſt nur eine, die einen idealen Zug zeigt. Dr. Ruh-
land, Mitglied der Erſten Elſaß-lothringiſchen Kammer, hat im
Berliner „Tag“ ausgeführt, der Gedanke des allgemeinen Opfers
ſei in der Faſffung der Kommiſſion nicht genügend zum Ausdruck ge-
kommen, es müßte in dem Geſetz ſtehen, daß die beſchloſſenen Bei-
träge Mindeſtbeiträge ſeien, daß aber jeder einen höheren Beitrag
zahlen dürfe. Wir würden gegen einen ſolchen Antrag nichts haben,
übrigens kann Herr Ruhland ſich beruhigen, es iſt ein allgemeines
Stagtsbürgerrecht, mehr zu zahlen, als was gefordert wird. Das
iſt der einzige Jdealiſt, der ſich vernehmen ließ. Die ſtädtiſchen und
ländlichen Agrarier betonten, weitere Opfer dürften nur auf dem
Wege der indirekten Steuern aufgebracht werden. Der Schutzver-
hand für die deutſche Jnduſtrie verlangte, daß die Einkommen von
900 M. aufwärts zum Wehrbeitrag herangeholt würden. (Hört,
hört! bei den Sozialdemokraten. Das iſt der Geiſt, der in den
Kreiſen lebt, die den Mund nicht genug aufreißen konnten, als es
galt, Rüſtungen zu bewilligen, die ſie nicht bezahlen. (Sehr richtig!
bei den Sozialdemokraten. Der Deutſche Handelstag proteſtierte
gegen die Staffelung, die doch der breiten Maſſe der kleineren und
mittleren Kaufleute zugute kommt und nur die großen Kröſuſſe
ſchärfer trifft. Sehr charakteriſtiſch iſt die Eingabe der Handels-
kammer des niederrheiniſch- weſtfäliſchen Jnduſtriebezirks, alſo der
Jnduſtriellen, die von allen Rüſtungsvermehrungen den größten
pekuniären Vorteil haben. Sie ſprechen von rückſichtsloſen Ein-
griffen in das Vermögen eines Teiles der Bürger. Sie nennen
die Kommiſſionsvorlage nichts mehr und nichts weniger als den
erſten Schritt zur Konfiskation der großen und mittleren Vermögen
Wenn die Dinge ſo weiter gehen, muß die nächſte Deckungsvorlage
eine Monopoliſierungsvorlage zur Ueberführung der Rüſtungsin-
duſtrien auf das Reich ſein. (Lebhaftes Sehr richtig! bei den Sozial
demokraten.) Wenn Sie mit Jhren Rüſtungen fortfahren, dann
wird das Reich ſchließlich die Mehrwertinduſtrie an der Quelle
faſſen müſſen. (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) Sie ſagen
ja ſelbſt, daß Sie mit den direkten Steuern nicht weiter gehen
können, es wird alſo dazu kommen müſſen, daß ſie die Rüſtungs-
induſtrie in den Beſitz des Staates oder des Reiches überführen.
(Zuſtimmung bei den Sozialdemokraten.

Der Anſturm der Jntereſſenten hat leider Erfolg gehabt und
das Gerede von Vermögenskonfiskation hat nicht wenige Herren
dieſes Hauſes ſoweit eingeſchüchtert, daß ſie ſchleunigſt daran

gingen, die Beſchlüſſe der erſten Leſung zu revidieren. Man hat

geſagt, daß die Heranziehung des Vermögens mit einemvon 20 bis 30 Proz. des Jahreseinkommens viel zu ſtark e e
ſich klingt ja dieſe Zahl ſehr hoch, aber nach einer Denkſchrift der
Regierung über die Steuerverhältniſſe im Deutſchen Reiche werden
pro Kopf der deutſchen Bevölkerung an Zöllen und Verbrauchs-
ſteuern 25 M. pro Jahr, ſomit von einer Familie von 6 Köpfen
100 bis 150 M. pro Jahr aufgebracht, was bei dem Einkommen der
proletariſchen Familien eine Jahreseinkommenſteuer von 10 bis
15 Proz. bedeutet. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten. Da
die Verteuerung der Lebensmittel im Jnland infolge der Zölle
aber ungefähr denſelben Betrag ausmacht, ſind die Armen und
Allerärmſten mit der Wegnahme von 20 bis 30 Proz. ihres Jahres-
einkommens beſteuert. (Lebhafte Zuſtimmung bei den Sozial
demokraten.) Als dieſe Belaſtung geſchaffen wurde, haben die
großen und reichen Herren nicht über Konfiskation geſchrien, das
tun ſie nur, wenn ſie ſelbſt bezahlen ſollen. Die Hergabe von
20 bis 30 Proz. des Einkommens durch die Armen und Aller-
ärmſten halten Sie für gerecht! Es iſt aber doch eine ganz andere
Frage, ob jemandes Einkommen ganz zur Beſchaffung von Klei-
dung, Wohnung und Nahrung aufgebraucht, zur Aufrechterhaltung
ſeiner Geſundheit völlig verbraucht wird, oder ob eine Steuer aus
dem Vermögen von Millionen oder dem Einkommen von Hundert-
tauſenden gezahlt wird. Das ganze Geſchrei über Konfiskation iſt
aber erſt richtig zu verſtehen, wenn man, wie es das Geſetz tut,
den Wehrbeitrag auf drei Jahre aufteilt und ſomit nur eine Steuer
von 6 bis 10 Proz. pro Jahr übrig bleibt. Vom Standpunkt der
ſteuerlichen Gerechtigkeit kann kein ſozialempfindender Menſch an-
geſichts der ungeheuren Beſteuerung der breiten Volksmaſſen gegen
dieſe Staffelung etwas einwenden. (Sehr richtig! links.) Der
Anſturm hat nun die Mehrheitsparteien ins Wanken gebracht, ſo
daß ſie die Errungenſchaften der erſten Leſung zum Teil beſeitigt
haben. Wir werden Jhnen Gelegenheit geben, dieſe Errungen-
ſchaften wieder herzuſtellen und darüber hinaus weitere Verbeſſe-
rungen vorzunehmen.

Der Wehrbeitrag iſt für die reichen und reichſten Leute ein
ſehr nützlicher Lehrbeitrag. (Sehr gut! bei den Sozialdemo-
kraten.) Sie bekommen zum erſtenmal zu ſpüren, was die Rü-
ſtungstreibereien bedeuten, und da bei dieſen Leuten vielfach das
Portemonnaie die empfindlichſte Stelle iſt, werden ſie vielleicht
ihren Patriotismus revidieren, und mancher wird ſich fragen, ob
nicht der Frieden auf dem Wege beſſer geſichert wird, den die So
zialdemokratie weiſt. Der Wehrbeitrag iſt aber auch ein Lehr-
beitrag für die regierenden Fürſten, die ſich „aus Opferſinn“ bereit
erklärt haben, mitzuſteuern. Die große Mehrheit der Kommiſſion

hat gewünſcht, daß alle Reichsangehörigen, auch die Fürſten, aus
ſteuerlicher Gerechtigkeit herangeholt werden müſſen. Die Regie
rung aber hat erklärt, daß es der Ehre und der Stellung der Mo
narchen Abbruch tun würde, wenn ſie auch wie gewöhnliche Sterb-
liche Steuern zahlen müßten. (Lebh. Hört! hört! bei den Sozialde-
mokraten.) Ein preußiſcher Monarch hat geſagt, der König ſei
der erſte Diener des Staates. (Zuruf der Sozialdemokraten Das
iſt aber ſchon lange her! Heiterkeit links.) Man will doch immer
die Tradition pflegen, mit welchem Recht wollen ſich alſo die erſten
Diener dieſer Dienſtleiſtung für den Staat entziehen, ſie müßten
doch den anderen Dienern mit gutem Beiſpiel vorangehen! (Sehr
gut! bei den Sozialdemokraten.) Vor allem aber wird die Reichs-
regierung aus dieſem Wehrbeitrag gelernt haben, daß der längſt
durchbrochene Grundſatz, daß das Reich direkte Steuern nicht er
heben dürfte, hinfällig iſt. Wir haben ja immer gefordert, direkte
Reichseinkommens- und Vermögensſteuer und Zuſchläge der Bun-
desſtaaten hierzu, nach ihrem Bedarf. Nur ſo werden einzelne
kleinere Bundesſtaaten aus ihrer Steuermiſere und das Reich aus
dem Steuertohuwabohu herauskommen. Der Wehrbeitrag iſt
eine direkte Reichseinkommen- und Vermögensſteuer, zunächſt für
drei Jahre. Will der Staatsſekretär demgegenüber nicht die lächer-
liche Behauptung, daß das Reich nicht die Bundesſtaaten durch eine
direkte Reichsſteuer um ihre Einkünfte bringen wolle, preisgeben?
(Sehr wahr! bei den Sogzialdemokraten.)

Wenn wir unſeren ſozialdemokratiſchen Standpunkt, eine
dauernde Reichsvermögens- und Einkommenſteuer einzuführen,
realiſieren wollen, dann hätten wir nach drei Jahren folgenden
Antrag einzubringen: der Wehrbeitrag wird weiter erhoben. (Sehr
gut! bei den Sozialdemokraten.) Nun ſchwört aber der Staats
ſekretär Stein und Bein: Nein, nein, es ſoll nur einmal ſein.
(Große Heiterkeit.) Zunächſt iſt es bis nach drei Jahren ſchon
dreimal. Aber dann ſoll es aufhören, dann ſoll es nie mehr ge-
ſchehen. (Heiterkeit.) Ja, wenn der Staatsſekretär eine Garantie
in der Taſche hätte, daß dann keine neue Heeres- und Marine-
vorlage kommt! Aber dazu iſt ja kein Schatzſekretär imſtande ge
weſen, und wenn er ſich einfallen ließ, ſich gegen das Verlangen

ſtemmen, iſt es ihm ſchlecht gegangen. Vestigia terrent. (Die
Spuren ſchrecken.) Herr Kühn weiß ſehr wohl, daß das in ſeiner
Macht nicht liegt, wenn Sie nicht, wie wir es verlangen, unſere
ganze auswärtige Politik ändern und ſich auf den Boden einer
vernünftigen, verſtändigen ſtellen. (Sehr wahr! bei den Sozialdem.)

Die Begründung der Regierungen gibt uns übrigens bereits
eine prinzipielle Grundlage für das Verkangen, daß auch in Zu
kunft einmalige Ausgaben für Rüſtungsvermehrungen nicht auf
Anleihen zu übernehmen ſind. Dieſe Begründung wird uns ſehr
wertvolle Dienſte leiſten. Sie ſagt, „dieſe Mittel im Wege des
Kredits, alſo des Schuldenmachens zu beſchaffen, würde anerkannten
Grundſätzen unſerer Finanzgebarung widerſtreiten“. Auf dieſe
beſſere Erkenntnis, die ſich jetzt wenigſtens theoretiſch dur etzt
hat, werden wir uns in Zukunft ſtützen. (Sehr wahrl! bei
Sozialdemokraten.) Auch nach dieſer Richtung iſt der Wehrbeitrag
ein Lehrbeitrag, hoffentlich für die Regierungen. Jm übrigen
werden alle Steuern immer nur einmal erhoben, immer wenn es
notwendig iſt. Die Geſetzgebung iſt ſouverän, jedes Mal wieder
dasſelbe zu beſchließen. Die Vorlage hat ihr jetziges Geſicht weſent
lich durch den Druck der 44 Millionen ſozialdemokratiſcher Wähler
und der 110 ſozialdemokratiſchen Abgeordneten bekommen. Die
ſozialdemokratiſchen Wähler vom letzten Jahre können ſich ſagen,
daß ſie mit dieſer Regelung einen erſten großen Erfolg ihres
Willens zu verzeichnen haben. (Sehr richtig! bei den Sozialdemo-
kraten.) Dieſe Regelung wäre nicht gekommen, wenn nicht die
Angſt vor dem weiteren Anwachſen dieſer Bewegung die Regierung
und die Mehrheit dieſes Hauſes getrieben hätte. Man hat verſucht,
die Sozialdemokratie bei der Regelung der ganzen Deckungsvorlagen
auszuſchalten.

Konſervative und Zentrum haben ſich im Schweiße ihres An
geſichts darum bemüht. Und da meinte man, wenn man hinter
den Kuliſſen ohne uns verhandelte, hätte man uns ausgeſchaltet.
Aber Sie wußten wohl, daß vor den Kuliſſen 110 Sozialdemokraten
ſtehen, und der Geiſt dieſer 110 war bei Jhnen tätig. Das hat die
„Germania“ öffentlich zugegeben, daß Sie leider nach der Zu
ſammenſetzung des Reichstages dieſen Weg gehen mußten, da eine
Mehrheit für eine Erbſchafts- und Reichsvermögensſteuer vor
handen war. Bei der Beſitzſteuer wird dieſe Frage ja noch generell
zu behandeln ſein. Hier will ich nur ſagen, daß auch das mühſam
zuſammen gebrachte Beſitzſteuerkompromiß die Züge des Einfluſſes
der 422 Millionen Wähler und 110 Sozialdemokraten trägt. Wenn
es wirklich ſo naive Leute gibt, die glauben, bei dieſer Gelegenheit
die Sozialdemokratie ausgeſchaltet zu haben, ſo trifft auf die das

Wort Mephiſtos zu: „Den Teufel ſpürt das Völkchen nie, und wenn
er ſie beim Kragen hätte.“ Heiterkeit und lebhafter Beifall bei
den Sozialdemokraten.

Abg. Dr. Spahn (Z.): Das Beſtreben, das Geſetz ſogial
geſtalten, nehme ich für ſämtliche Parteien in Anſpruch. (Rufe:
Na, na! bei den Sozialdemokraten. Wenn die Vorlage ein
ſchöneres Geſicht bekommen hat, ſo iſt das das Hauptverdienſt des
Berichterſtatters. Gelächter links.)

anderer Jnſtanzen nach mehr Soldaten und mehr Schiffen anzu
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v. Halem (Reichsp.)- nete nexzeſſive durch der äußerſten Linken zurü a e
andelskammern, die Aelteſten der ftſabund, die doch den Liberalen ſehr nahe ſtehen, haben

ch gegen die Kommifſionsbeſchlüſſe ausgeſprochen, die als
Vermögenskonfiskation bezeichnet werden. Aufs ſchärfſte
Proteſtieren wir gegen die Abſicht einer Wiederholung dieſesWehrbeitrags. Selacher links.) Das Deutſche Reich wird
in Zukunft wie bisher auf indirekte Steuern angewieſen ſein.
(Hört, hört! bei den Sog.)

1 wird einſtimmig angenommen. (GHeiterkeit.)
bg. Dr. David (Soz.) begründet den Antrag, Schmuck

ſachen im Wert von über 1000 Mk. dem Vermögen zuzurech
nen. Ss handelt ſich um rieſige Werte. 1813 wurden Schmuä-
ſſachen auf dem Altar des Vaterlandes niedergelegt, da ſollten
ſie heute zu der Steuer wenigſtens etwas beitragen. (Beifall
bei den Soz.) Der Antrag wird abgelehnt.

Abg. Wurm (Soz.)
begründet einen Antrag, das in der Vorlage ſteuerfrei ge
laſſene Kirchen vermögen ſoweit zu beſteuern, als es
nicht wohltätigen Zwecken dient. Die gewaltige Höhe der
Kirchenvermögen iſt notoriſch und ebenſo die enormen Schen
kungen, die die Kirchen erhalten, und die in Bayern in weni-
gen Jahren 500 Millionen Mark betragen haben. Bei der
Reichsfinanzreform hat der Zentrumsabg. Dr. Jäger die An
ſammlung großer Kirchenvermögen für gemeinſchädlich er-
klärt. (Hört, hört bei den Soz.) Die Berliner Stadtſynode
will ſelbſt ihr Vermögen zum Wehrbeitrag herangezogen
haben. Nicht aus Feindſchaft gegen die Religion, ſondern aus
Gerechtigkeit ſtellen wir unſeren Antrag. Eine Ausnahme-
ſtellung des nicht zu wohltätigen Zwecken verwendeten Kirchen
vermögens iſt unbegrundet. (Beifall bei den Soz.)

Dr. Junck (natlib.): Der Antrag iſt undurchführbar,
man kann nicht einzelne Teile des Vermögens juriſtiſcher Per
ſonen je nach dem Verwendungszweck ausſcheiden.

Der Antrag wird gegen die Sozialdemokraten und die
meiſten Fortſchrittler abgelehnt.

Abg. Dr. Südekum (Soz.) beantragt Wiederherſtellungder Regierungsvorlage, die eine gleichmäßige Beſteuerung der

Aktiengeſellſchaften vorſah. Die Heranziehung auf Grund-
lage der Bilanz, nicht des wirklichen Vermögens, iſt ungerecht,
denn die Bilanzen werden verſchleiert. Wohlfahrtsfonds ſollen
von den ſteuerpflichtigen Vermögen abgezogen werden. Nun,
bei der Firma Krupp werden auch die an Offiziere und Be-
amte gezahlten Beträge und die Gelder für die Gelben als
Wohlfahrtsausgaben gebucht. Wirkliche Wohlfahrtsbeträge
wollen wir natürlich freilaſſen. (Zuſtimmung bei den Soz.)

Der ſozialdemokratiſche Antrag wird abgelehnt.
Abg. Emmel (Soz.) beantragt Wiederherſtellung der

Regierungsvorlage dahin, daß bei Einkommen bis 3000 Mark
Vermögen bis 50000 Mark freibleiben, und bei Einkommen
bis 5000 Mark Vermögen bis 30 000 Mark. Man hat die
Staffel bei den höheren Einkommen herabgeſetzt und die bei
den niedrigeren erhöht, um den Fehlbetrag wieder hereinzu-
bringen. (Hört, hört! bei den Soz.)

Abg. Graf Weſtarp (konſ.): Das iſt nicht richtig!
Abg. Emmel (Soz.) hält ſeine Darſtellung aktenmäßig

aufrecht. Jhm tritt Abg. Wurm bei. Reichsſchatzſekretär
Kühn: Die Grenze von 3 Prozent iſt doch wahrlich nicht zu
niedrig.

Abg. Gothein (Volksp.): Die Kommiſſionsbeſchlüſſe ſind
eine gerechte Entlaſtung der mittleren Einkommen.

Abg. Dr. David (Soz.): Auch hier will man wieder die
Kleinen zugunſten der Großen belaſten. Widerſpruch rechts.)

Es bleibt bei der Vorlage, daß bei einem Einkommen bis
2000 Mark 50 000 Mark Vermögen frei bleiben und bei einem
Einkommen von 2000 bis 4000 Mark 30000 Mark Vermögen.

Das Haus vertagt ſich. Nach kurzer Geſchäftsordnungs-
Debatte wird der Antrag Graf Weſtarp, morgen die Wahl-
prüfungen Haupt (Soz.), Köllſch (natl.), Hegenſcheidt (Reichs-
partei) und Kuckhoff (Zentr.) zu erledigen, abgelehnt.

Nächſte Sitzung: Donnerstag 11 Uhr. (Weiterberatung).
Schluß: 8 Uhr.

Gewerkſchaftliches.
Boykott über eine Zichorien- und Kaffeeſurrogatefabrik.

Die Arbeiterinnen und Arbeiter der Firma Gebr. Weiß
in Frauendorf bei Stettin ſtehen ſeit 11 Wochen im
Streik, um eine 5—10proz. Lohnerhöhung und eine geregelte
Arbeitszeit zu erkämpfen. Die Firma weigert ſich, die Löhne,
die teilweiſe für erwachſene männl. Arbeiter die Stunde 29 und
30 Pf., für Arbeiterinnen und jugendliche Arbeiter den Tag
1,35 Mk. betragen, zu erhöhen. Die Firma lehnte bis jetzt
jedes Zugeſtändnis ab. Daß nur Vöswilligkeit, nicht eiwa
irgendwelche Konkurrenzrückſichten die Firma leitet, dieſe
minimalen Forderungen abzulehnen, beweiſt, daß ſie den Ar
beltswilligen, höchſt unſauberen und zweifelhaften Perſonen,
3 bis 5 Pf. pro Stunde Lohn mehr zahlt als die Streikenden
fordern. Auch das traurige Vorkommnis, daß der Arbeitswillige
Brandenburg den ſtreikenden Arbeiter Kühl ohne jeden
Grund niederſtach, hat die Firma nicht von ihrem halsſtarri-
gen Standpunkt abbringen können.

Das Gewerkſchaftskartell Stettin und die gewerkſchaftlichen
Jnſtanzen haben jetzt beſchloſſen, den Boykott über die
Produkte der Firma zu verhängen. Die ſtreikenden Arbeiter
richten deshalb an die organiſierten Arbeiter Deutſchlands den
Appell, ſie in ihrem Kampfe zu unterſtützen: die Zichorien-
und Kaffeeſurrogate der Firma J. G. Weiß-Frauendorf ſo-
lange nicht zu kaufen, bis ſie die berechtigten Forderungen der
Arbeiter anerkennt. Zu boykottieren ſind: alle Pakete, Kaffee
ſurrogate und Zichorien, die die Firma J. G. Weiß tragen,
ganz gleich, welche Farbe die Verpackung trägt. Es handelt
ſich weiter um folgende Marken: Kalobion-Nährſalzkaffee,
Sparkaffee in blauer Verpackung, Sparkaffee in grüner Ver-
packung, Vorpommern in blauer Verpackung und Kaffeeſurro-
gate und Zichorien in grüner, roter und gelber Verpackung.
Viele Geſchäfte vertreiben außerdem die Weißſchen Produkte,
die die Firma J. G. Weiß tragen und daher ohne weiteres
erkenntlich ſind.

Der Verband der Fabrikarbeiter Deutſchlands.

Die Lohnbewegung der Brauereiarbeiter in Stolp i. P.
iſt mit einem Erfolg für die Brauereiarbeiter beendet, nach-
dem die Brauereien weſentliche Zugeſtändniſſe machten. Hätten
die Mitglieder des Gewerkvereins (H.-D.) die Beſchlüſſe der
Verſammlungen hochgehalten, in denen ſie oft die er
Schreier waren. ſo wäre nicht nur mehr erreicht worden, ſon
dern auch ein Tarifvertrag zuſtande gekommen.

m ver grossevent -Ausver bau
eine durch auffallende Preisermässigungen

Halle und Saalkreis.
Halle (Sasle), den W. Juni 1918.

Bericht der Bauarbeiterſchutzkommiſſion für Halle
und Amgegend.

Jn der Zeit vom 7. bis 15. Jami wurde von der
erreh eine Bautentontrolle zur l

de im Hoch- und Tiefbau vorgenommen
erſtreckte ſich über Halle und die umliegenden größeren Ortſchaften.
Kontrolliert wurden im Hochbau 84 Neubauten, 7 Umvauten,
24 Reparaturen, 4 Ausſchachtungen und im Tiefbau 94 größere
Arbeiten und 30 Reparaturen.

Hochbau.
2) Rüſtungsbau. Der Rüſtungsbau wird im allgemeinen

nach den behördlichen Beſtimmungen ausgeführt. Die Kontroll
kommiſſion hat zumeiſt gutes und geſundes Rüſtholz vorgefunden,
ſo daß Anlaß zur Klage nicht vorlag. Dagegen wird immer
wieder Klage darüber geführt, daß beim Pfropfen der Standbäume
unter. dieſen ſehr ſelten Klammern oder Knaggen an-
gebracht werden. (Siehe 8 11, Abſatz 6 und 7 der Unfall
verhütungsvorſchriften der Magdeburgiſchen Baugewerks Berufs
genoſſenſchaft.) Zum Befeſtigen der Gerüſte werden Hanf oder
Drahtſtränge benutzt, die in gutem Zuſtande waren. Die Ab-
deckungen (oder Staken) der Balkenlagen wurden faſt überall
vorgefunden. Sie fehlten bei einigen kleinen Oeffnungen, wo
Leitergänge geweſen waren. Die Schutzgerüſte oder ſogenannten
Fanggerüſte waren nicht immer den Vorſchriften entſprechend, da
ſie in vielen Fällen zu ſchmal ſind. Die proviſoriſchen Treppen
oder Handgeländer fehlten bei den Unternehmern
Richter, Flottwellſtraße, Maurermeiſter Schulgze, Trothaer
Straße, und Schönefeld in der Sehbdlitzſtraße, wo eine
Villa für Herrn Polizeiinſpektor v. Doſſow erbaut wird. Jmmer
wieder muß darüber Klage geführt werden, daß zum großen
Teil Material und Rüſtholz auf den Treppen
lagert, was beim Auf- und Abgehen den Gang ſehr erſchwert
und die Möglichkeit, zu ſtürzen, herbeiführt.

b) Baubuden und Abortanlagen. Bei den Er-
hebungen wurde ganz beſonderer Wert auf die Prüfung des
ſanitären und ſittlichen Schutzes gelegt, der den baugewerb-
lichen Arbeitern in dem S 120 b der R.-G.-O. gewährleiſtet iſt.
Es handelt ſich darum, wie die Aufenthaltsräume der Arbeiter
für die Arbeitspauſen ausſehen, und inwieweit Baubuden vor
handen ſind, deren Beſchaffenheit und Einrichtungen nicht vor-
ſchriftsmäßig iſt. Außerdem wurde kontrolliert, inwieweit
die Abortsanlagen den ſanitären und ſittlichen Bedingungen
entſprechen. Auf 119 Arbeitsſtellen waren Baubuden vor-
handen, die im allgemeinen den Beſtimmungen entſprachen.
84 Baubuden (Bretterbuden) hatten Fußboden von Holz, 13 von
Stein, 9 keinen Fußboden, 13 befanden ſich im Kellergeſchoß
des Nachbargebäudes. Bei dem Unternehmer Kieſche in
Seeben und Huth in Wörmlitz wurden alte Ställe als Bau-
buden benutzt. An Reinlichkeit blieb viel zu wün-
ſchen übrig. Einen nicht zu unterſchätzenden Einblick in
die Denkungsart der Unternehmer im Baugewerbe erhält man
durch die Unterſuchung der Frage: „Befindet ſich in den Bau
buden ein Kaſten mit Verbandmaterial für die erſte Hilfe-
leiſtung bei Unfällen? Von den 119 kontrollierten Bauſtellen
hatten 17 keinen Verbandkaſten, auf 19 Bauſtellen war
er ſehr mangelhaft. Hauptſächlich in den ländlichen Ge-
bieten wird der Begriff Verbandkaſten recht eigenartig aufge-
faßt. Entweder wird eine leere Zigarrenkiſte mit etwas Watte
und Heftpflaſter, oder nur etwas Heftpflaſter, das im Arbeits-
kaſten zwiſchen anderen Gerätſchaften liegt, als Verbandmate-
rial verwendet. Aus den einfachſten Gründen der Menſchlich-
keit und der ſo oft betonten chriſtlichen Nächſtenliebe“ müßte
man von den Unternehmern erwarten, daß ſie ganz beſonders
auf die Baubudeneinrichtung ihr Augenmerk richten. Das dem
nicht ſo iſt, beweiſen die Kontrollreſultate. Wo will man in
den Baubuden die Verbandkaſten mit Utenſilien aufbewahren

Bieten die Baubuden dem verunglückten Arbeiter die Mög
lichkeit eines Aufenthalts bis zur Anlegung des erſten Ver
bandes oder bis zum Transport nach dem Krankenhauſe?
Meiſtens ſind die baugewerblichen Arbeiter gezwungen, wegen
der ſchlechten Beſchaffenheit der ſchmutzigen Buden ihren verun-
glückten oder toten Genoſſen mit dem Gerüſtbrett als Unter
lage auf den Boden und im Winkel der Etagen des Baues
niederzulegen. Nicht einmal ein Waſchbecken zum Reinigen
der Wunden iſt vorhanden. Daß eine gut eingerichtete Bau
bude ein weſentliches Mittel der Unfallverhütung und ein Teil
des Arbeiterſchutzes bedeutet, zu dieſer Höhe der Erkenntnis
haben ſich aber leider die Bau-Berufsgenoſſenſchaften noch nicht
emporſchwingen können. Die Unfallverhütungsvorſchriften
waren übrigens in 22 Fällen nicht ſichtbar ausgehängt. Jn
32 Fällen fehlte der Aushang über die Anleitung zur erſten
Hilfeleiſtung. Die Aborte ſind Anlagen, die für jeden Kultur
menſchen nach den Regeln des Anſtandes eingerichtet ſein
müſſen und die im Jntereſſe der Geſundheit die größte Reinlich-
keit bedingen. Auf den kontrollierten 119 Arbeitsſtellen wurden
aber nur 84 Aborte vorgefunden. 71 Bauten hatten das
Tonnenſyfſtem, 13 Bauten das Grubenſtyſtem. Auf 35 Arbeits
ſtellen benutzten die Arbeiter den Abort in fertiggeſtellten
Häuſern. 7 Aborte hatten kein Dach, 11 Aborte
keine Tür und 17Aborte keinen Fußboden. Auch
an Reinlichkeit bleibt ſehr viel zu wünſchen übrig. Geregelte
Abfuhr, Desinfektion und Reinlichkeit ſind unbekannte Dinge.
Die Unternehmer und ihre Angehörigen benutzen ja dieſe Bau
buden und Aborte nicht, was kümmert es ſie, wenn den Ar
beitern Ruhepauſen und Mahlzeiten verekelt werden.

Die Leitergerüſte. Die Kontrolle erſtreckte ſich
auch auf Leitergerüſte aller Art. Es kann feſtgeſtellt werden,
daß ſie den Beſtimmungen entſprachen.

Tiefbau-Kontrolle.
Jn der Zeit vom 9. bis 18. Juni wurde im Tiefbau eine

Bautenkontrolle von zwei Delegierten der Bauarbeiterſchutz
kommiſſion ausgeführt. Die Kontrolle erſtreckte ſich auf die
Ortſchaften: Paſſendorf, Nietleben, Zſcherben, Dölau, Leitin,
Kröllwitz, Trotha, Sennewitz, Gutenberg, Seeben, Tornau,
Mötzlich, Zöberitz, Maſchwitz, Diemitz, Büſchdorf, Kaneng,
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Bruckdorf S Radewell, Ammendorf, Skopau, Beeſen,
Wörmlih, Böllberg und die Stadt Halle. Kontrolliert und vor

71 Arbeitsſtellen, davon 25 größere
l und ten mit über 10 Mann, 9 größere

Vauſtellen mit 5—10 Mann und 30 Reparaturen und Anſchlüſſe.
wurden noch 7 Steinhauerplätze kontrolliert, die in

Ordnung befunden wurden, bis auf Gellert, Ludwig
BuchererStraße, wo die Baubude in unſauberem Zu
ſtande war.

Auf den 71 Bauſtellen wurden 649 beſchäftigte Arbeiter ge
zählt. Die größeren Bauſtellen hatten durchweg ſämtliche Bau

ſen, auch waren die Unfallverhütungsvorſchrif
t und Verbandzeug vorhanden. Nur einige

und zwar ſind das folgende Unter-
nehmer: Bei Thiedke, Steinſetzer, in der Talſtraße, fehlten
Baubude, Vorſchriften und Verbandzeug; beſchäftigt wurden
6 Mann. Bei Mennike in Dölau war die Baubude in un
ſauberem Zuſtande; es fehlte Verbandzeug und Unfallver
hütungsvorſcheiften beſchäftigt wurden 6 Mann. Bei Men
nike in der Straße fehlten Baubude, Vorſchriften
und Verbandzeug; beſchäftigt wurden 18 Mann. Bei Knöchel
an der Steinmühle fehlten Baubude, Vorſchriften und Vet
bandzeug; beſchäftigt wurden 6 Mann. Bei Emil Arlt, Stein
ſeer am Mühlweg, fehlten Verbandzeug und Vorſchriften
beſchäftigt wurden 6 n. Beim Waſſerwerk Ammen-
dorf am Schachtweg fehlten Baubude, Vorſchriften und Ver
bandzeug; beſchäftigt wurden s Mann. Bei Fallnich in der

e wurde die Baubude in unſauberem Zuſtande gefun-
den. Bei Springer in Bruckdorf war die Baubude in ſchlech
tem Zuſtande, es fehlten Verbandzeug und Vorſchriften be
ſchäftigt wurden 6 Mann. Bei Preuß, der in Radewell
Kanalarbeiten macht, war die Baubude viel zu klein es fehl-
ten Bänke und Tiſche, auch war die Baubude voller Lücken, ſo
daß die dort beſchäftigten Arbeiter keinen Schutz vor ſchlechter
Witterung haben; es fehlten auch Verbandzeug und Unfall-
verhütungsvorſchriften. Auf der Arbeitsſtelle war ein Kran
aufgeſtellt, der nur auf einem Tafelwagen befeſtigt war. Es
iſt ein Wunder, daß den im Kanal beſchäftigten Arbeitern kein
Unglück paſſiert iſt. Darauf mußte bei der dortigen Behörde
erſt hingewieſen werden.
Bei den Reparaturarbeiten wurden keine Bau

buden vorgefunden, ſo daß die Arbeiter allen Witte
rungsverhältniſſen ausgeſetzt ſind. Sie müſſen ihr Mittags
brot auf offener Straße verzehren, und es iſt auch ſchon wieder
holt vorgekommen, daß ihnen die Kleidungsſtücke mit Jnhalt
geſtohlen worden ſind. Es muß hierdurch die Arbeiterſchaft
wiederum aufgefordert werden, dahin zu wirken, daß beſſere
Verhältniſſe geſchaffen werden. Auch wäre es Pflicht der Be-
hörden, die doch immer ein wachſames Auge hat, wenn die Ar-
beiterſchaft irgend welche Veranſtaltungen trifft, mehr Revi-
ſionen zugunſten des Bauarbeiterſchutzes vorzunehmen.

Zum Schluſſe erſuchen alle baugewerblichen Arbeiter, immer
mehr Sorge dafür zu tragen, daß die gegebenen Beſtimmungen
von den Unternehmern auch innegehalten werden, nicht nur in
Privatbetrieben, ſondern auch im ſtädtiſchen Betrieb, damit
endlich einmal eine Beſſerung in bezug auf den Arbeiterſchutz

eintritt. Bauarbeiter-Schutzkommiſſion.
Kinderleſehallen.

Die Jdee, für die Kinder beſondere Leſezimmer zu ſchaffen,
iſt noch ganz jungen Datums. Sieben Jahre ſind es erſt her,
ſeit der erſte Kinderleſeraum in Mannheim eingerichtet wurde.
Jm Laufe der Zeit wurden dann auch in anderen Städten, ſo
in Eſſen, Frankfurt a. M., Karlsruhe, Lennep, Tilſit, Wies-
baden, derartige Leſehallen eröffnet. Zurzeit exiſtieren in
Deutſchland etwa 85 derartige Einrichtungen.

Die Stadtverwaltungen geben nun zwar für dieſe Leſe
hallen einen Zuſchuß oder ſie gewähren Räumlichkeiten, Licht,
Feuerung uſw. Jm übrigen aber verhalten ſie ſich im allge
meinen ablehnend, ſo bekanntlich lange in Berlin, bis doch
kürzlich die erſte ſtädtiſche Kinderleſehalle eröffnet wurde. Die
Bedenken, die die Stadtverwaltungen haben, ſind aber hin-
fällig. Gewiß haften der Einrichtung noch manche Mängel an,
aber iſt das nicht ſtets bei neuen Einrichtungen ſo? Da ſoll
man nicht abweiſen, ſondern anerkennen, und die neue Jdee
auf die rechte Bahn zu leiten ſuchen.

Vor allem dürfen die Kinderleſezimmer nicht mehr getrennt
bleiben von den anderen Fürſorgeeinrichtungen. Ueberall dort,
wo ſonſt für die Kinder geſorgt wird, muß man Leſegelegenheit
ſchaffen, ſo z. B. in den Kinderhorten. Auch hier darf keine
Zerſplitterung walten, auch hier iſt eine einheitliche Organi
ſation erforderlich. Dann bedürfen die Kinderleſehallen aber
auch einer Weiterentwicklung nach verſchiedenen Seiten hin.
Sie müſſen ergänzt werden durch Erzählungs und Vorleſe-
ſtunden, ſowie durch Spielſtunden. In Amerika, das die erſten
Kinderleſehallen ſchuf, iſt es bereits ſo. Da wird nicht nur ge
leſen, ſondern auch geſpielt, vorgeleſen und erzählt. Bei ſolch
erweiterter Form und bei ſolcher Zentraliſierung erfüllen dann
die Kinderleſehallen eine wichtige Aufgabe, deren ſich keine
Stadt entziehen darf.

Liederabend im Volkspark. Wie wir geſtern bereits mit-
teilten, findet morgen abend ein Vokal- und Jnſtrumental-
konzert in dem angenehmen Volksparkgarten ſtatt. Der Ar-
beiterSängerchor und die lle Engelmann haben die Aus
führung des nur aus guten Liedern zuſammengeſtellten Pro-
gramms übernommen. Unter anderem ſeien folgende Lieder
erwähnt: Feſtgeſans von Uthmann, Durchs Wieſetal von
Silcher, Märzluft von Angerer, Vor Jena von Stade. Auch
ſoll der durch eine italieniſche Nacht verſchönert werden,
ſo daß ein Beſuch jedem empfohlen werden kann. Das Pro
gramm mit Entree koſtet nur 10 Pfg.

Chauffeur und Fereer, Dultgeiwerordnting, Die Straßen
Polizeiverordnung für Halle verbietet im S 6 jede außerge
wöhnliche der Straße. ieſe Beſtimmungſollte der Führer einer Kraftdroſchke, der Chauffeur Zeug
ner, dadurch übertreten haben, daß er in der Kronprinzen
ſtraße verbrauchtes Carbyd in den Rinnſtein ſchüttete, das
bekanntlich einen ſehr häßlichen Geruch ausſtrömt. Z.
machte gegenüber der Ank e geltend, er habe das Karbyd
aus der Lampe, die das Erkennungszeichen beleuchtet, be
ſeitigen müſſen, um ſie neu aufzufüllen. Denn ſonſt hätte er
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h m rgäel s gehabt, wie ſie inden Vo en vorgeſehen wird, n ſich die Chauf
eure ri müſſen. Nun habe er aber auch nicht das ver
rauchte Karbyd im offenen Behälter in der ſchle mit ſich

ren können, weil ſich die Fahrgäſte die Geruchsbeläſtigung
t hätten gefallen laſſen. Und wenn er es in einem ge

enen Behälter mitgenommen hätte, dann hätte Explo
nsgefahr nden.
Das Landgericht ließ die Gründe des Angelklagten gelten

und ſprach ihn frei. Unter den obwaltenden Umſtänden
wäre dem Angeklagten nichts weiter übrig geblieben, als das
Karbyhd in den Rinnſtein zu ſchütten. Die Staatsanwaltſchaft
legte Reviſion ein, da der Angeklagte, der unzweifelhaft die
Straße im Sinne des S 6 der StraßenPolizeiverordnung
verunreinigt habe, doch dafür verantwortlich gemacht werden
müſſe. Der Führer eines Kraftwagens müßte ſich eben vor
Antritt der Fahrt davon übergzeugen, daß alles für die Dauer
der Fahrt in Ordnung ſei. hätte auch damit rechnen
müſſen, daß das Karbydgefäß eventl. zu entleeren ſei. Eventl.
hätte er einen geeigneten Behälter mitnehmen müſſen, wo er
das verbrauchte Karbyd vorläufig unterbringen konnte, um
es an geeigneter Stelle nicht auf der öffentlichen Straße
u entfernen. Der Vertreter der Oberſtaatsanwaltſchaft am
ammergericht vertrat ebenfalls den Standpunkt, daß das

landgerichtliche Urteil L 1 haltbar ſei.
Das Kammergericht hob leider auch die Vorentſchei

dung auf und verurteilte den Angeklagten gleich, allerdings
nur zu der niedrigſten Geldſtrafe. Als Gründe gab es an:
Von einem Notſtand könne keine Rede ſein. Angeklagter habe
das Karbyd in einem offenen Behälter mitnehmen können,
ohne daß eine Exploſionsgefahr beſtand. Daß ihm das un-
angenehm war, daß es wegen des Geruchs vielleicht Fahrgäſte
um bewegen konnte, könne ihn nicht von ſeiner

frechtlichen Verantwortlichkeit r den Straßen-
olizeivorſchriften befreien. Er hätte dieſe Vorſchriften be-

achten müſſen.

Schülerwanderungen des Halleſchen Lehreryereins. Jn
wenigen Tagen beginnen die großen Schulferien. Unſere
Jugend ſoll Erholung und neue Kräfte finden. Die Mittel,
dieſe Aufgabe zu löſen, ſind mannigfach. Einen ſtarken Er-
folg erwartet man neuerdings von dem Wandern. Jn faſt
allen Großſtädten entſtanden Vereinigungen von Lehrern,
welche das Wandern der Schuljugend eifrig förderten. Die
Halleſche Lehrerſchaft hat nicht nur Wanderungen von einem
Tage in die nähere Umgebung Halles veranſtaltet, einzelne
Wandergruppen konnten hinausgeführt werden in die deut-
ſchen Mittelgebirge. Die richtige Erkenntnis, daß auch das
weibliche Geſchlecht der Kräftigung und der Stärkung bedarf,
führte bald zu Wanderungen der Mädchen, die urſprünglich
von dieſer Leibesübung ausgeſchloſſen waren. Wie lebhaft die
Beteiligung an dieſen Wanderungen geworden iſt, ergeben
folgende Zahlen. Vom 1. April bis heute alſo während
drei Monaten ſind 2494 Schüler der Volks- und Mittel
ſchulen gewandert, davon 639 Mädchen. Die Führer waren
ausſchließlich Lehrer und Lehrerinnen. Die Schüler verteilten
ſich auf 78 Wanderungen. Dieſe ſelbſt waren natürlich ver
ſchie zen groß. Doch gilt als Regel, daß die einzelnen Gruppen
nicht über 30 Wanderer zählen. Bei mehrtägigen Wanderungen
iſt 15 die Normalzahl; während bei Nachmittags Wande-
rungen eine Beſchränkung der Teilnehmerzahl ſich als nicht
notwendig erwieſen hat. Bei allen Wanderungen ſollen die
Schüler mit möglichſt geringen Mitteln auskommen. Das
friſche Waſſer einer hellen Quelle oder der Brunnen eines
freundlichen Dorfes ſoll den Durſt, und die von der Mutter
mitgegebenen Lebensmittel den Hunger ſtillen. Auch für dieroßen Wanderungen gilt dasſelbe. Die Einrichtung von

parkaſſen, wo ſchon monatelang für die Reiſe geſpart wird,
hat ſich als ſehr nützlich erwieſen. Nicht immer freilich ent-
ſprechen die Mittel dem guten Willen, und in ſolchen Fällen
etzt die Hilfe des Vereins ein, die oft ſtark in Anſpruch ge

nommen werden muß. Es ſind ihm zwar eine ganze Reihe
von Zuwendungen gemacht worden, doch bedarf er noch reicher
Mittel, um manche Hoffnung und manchen Wunſch zu er
füllen. Sind doch für dieſe Sommerferien neben vielen ein
tägigen zehn mehrtägige Wanderungen geplant. Der Ver-
ein wendet ſich nun an die wohlhabende Bürgerſchaft von
Halle mit der Bitte, dieſe Arbeit durch Zuwendungen zu unter
ſtützen. Richtiger wäre es, wenn die Stadt mehr wie bis-
her für dieſe Zwecke hergeben würde.

Arbeiter-Sportfeſt. Am Sonntag, den 29. Juni, veran-
ſtaltet das Sportkartell ein großes Sommerfeſt. Vormittags
um 8 Uhr findet ein 1000-Meter-Schwimmen von Mitgliedern
des Arbeiter-Schwimmerbundes ſtatt. Abfahrt des Dampfers
mit Zuſchauern und Muſik früh 48 Uhr von Krauſes Bade-
„anſtalt, Weingärten 27. Nachmittags von 4 Uhr an finden im
Volkspark Aufführungen der Turner, Radfahrer und Athleten
ſtatt. Zur allgemeinen Beluſtigung wird Preisſchießen, Preis-
kegeln und Tanz veranſtaltet.

Kampf dem Militärboykott. Nachdem im Reichstage bei
der Beratung der Militärvorlage große Debatten über den
'Militärboykott ſtattgefunden haben, hat nun auch der Lokal-
verband der Halleſchen Wirtevereine erneut beſchloſſen, die hie
ſige Polizeibehörde zu erſuchen, bei der Militärbehörde dahin
u wirken, daß ein Militärverbot in Zukunft nur für den
ag der Verſammlung verhängt wird. Der gleiche

Antrag ſoll auch an das Landratsamt gerichtet werden.

Ein Zeppelinluftſchiff über Halle. Zu dem am Sonntag
ttgefundenen Blumenkorſo hatte auch Zeppelin mit dem
ftſchiff Sachſen ſein Erſcheinen als Gaſt zugeſagt. Er

konnte aber umſtändehalber ſein Wort nicht halten. Dafür
wurden aber die Einwohner Halles heute früh durch ein Er-

einen der Sachſen über der Stadt entſchädigt. Das Luft
ff kündigte ſich durch lautes Surren an, ſo daß wohl alle

nwohner darauf aufmerkſam wurden. Das Schiff, das im
Gegenſatz zu den Parſevalſchiffen bedeutend ſchlanker und

chöner gebaut iſt, erweckte durch ſeine ſichere Fahrt allgemeineh s Luftſchiff iſt 652 Uhr in Leipzig aufge
ſtiegen, hat 8 Uhr 10 Min. Merſeburg, 8 Uhr 20 Min. Ammen-
dorf paſſiert. Um 8 Uhr 25 Min. wurde es über Halle ge
ſichtet, von wo es die v nach Leipzig einſchlug. Gegen
10 Uhr iſt es wieder im Leipziger Luftſchiffhafen gelandet.Auch eine Flugmaſchine überllog heute früh 227 Uhr in ſüd-

öſtlicher Richtung mit bedeutender Schnelligkeit unſere Stadt.
Ein Rohling. Ein wohnungsloſer Handelsmann wurde

eſtern abend auf dem Roßplatze bei Vornahme unzüchtigerSentlungen an Kindern betroffen und feſtgenommen.

Raubanfall. Jn de vergangenen Nacht zwiſchen 2 und
s Uhr iſt ein Herr von 83 unbekannten, dem Arbeiterſtande ange
örigen Männern in der Kl. Ulrichſtraße überfallen und ge-
chlagen worden. Dabei iſt ihm ſeine goldene n im Wertevon 40 Mark und ſein Portemonnaie mit einer Mark Inhalt

geraubt worden. Am Kopfe und an einem Arm iſt er erheblich
verletzt worden.

Selbſtmordverſuch. Geſtern mi ein Zögling einer hieſigen Anſtalt in er er deß aus
einem Fenſter des vierten Stockwerls in den Hof Mit
chweren inneren Verletzungen wurde er mit dem ſtädtiſchen

Krankenwagen dem Diakoniſſenhauſe z z Was mag
daß hzngen Menſchen zu dieſer Verzweiflungstat getrieben

en

Ni n. Auf der Grube Alt-Zſcherben Fiaggtumder Konſolidierten e Pfännerſchaft, wurden letzte Woche
ſämtliche Ausländer (Ruſſen), die am Bagger eines Tagebaues
beſchäftigt waren abgelohnt. da der letzten
haben dieſe nützlichen Elemente, die nur als Lohndrücker gebraucht
wurden, die Gelegenheit benutzt T die hieſigen Arbeiter
33 der Kippe beſ a waren, im Schatten der Nacht die Bau
bude auszuräumen. Geſtohlen wurden 12 bis 15 Jacketts, 2 voll
ſtändige Anzüge, 3 Lederbrottaſchen, 3 Ruckſäcke, etliche Hüte und
Mützen und der ganze von den Arbeitern zur t cht mit
ebrachte Mundvorrat. Leider wurde der nächtliche Beſuch zu
pät bemerkt, und die Spitzbuben waren mit den örtlichen Ver-

hältniſſen zu genau bekannt, deshalb war eine Bexfe gung gänzlich
ausſichtslos. Jedenfalls haben die Diebe ihre dreckigen Sachen
ausgezogen, die gemauſten Anzüge angezogen und alles übrige
in die geſtohlenen Ruckſäcke und Ledertaſchen geſtopft. n Betracht
kommen 5--8 Mann. Jedenfalls werden die Diebe die übrigen
eſtohlenen Sachen ſobald wie möglich verkaufen. Alle Arbeiter
owie alle Jnhaber von Trödelgeſchäften in Halle und Umgegend,
denen im Laufe der nächſten Tage getragene Sachen oder die
Lederbrottaſchen und Ruckſäcke zum Ankauf angeboten werden,
ſeien hiermit gewarnt.

Dölau. Gemeindevertreterſitzung. Freitag, den
27. Juni, abends 724 Uhr, findet im Gaſthof zum Palmbaum
eine öffentliche Gemeindevertreterſitzung ſtatt.

Beeſen. Ertrunken. Jn der ſtark angeſchwollenen Elſter
iſt Mittwoch mittag das 2 jährige Töchterchen des Arbeiters
St. ertrunken. Die Leiche konnte trotz Suchens bis geſtern
abend nicht gefunden werden.

Seeben Gutenberg. Achtung, Gewerkſchafts-
enoſſen! Sonnabend, den 28. Juni, abends 854 Uhr,
indet eine Beſprechung ſtatt. Das Erſcheinen aller Gewerk-

ſchaftsmitglieder iſt dringend notwendig.

Aus der Provinz.
Kreistag des Sozialdemokratiſchen Vereins des

Wahlkreiſes Naumburg-WeißenfelsJeitz.
Der Kreistag des Sozialdemokratiſchen Vereins des Kreiſes

Weißenfels-Zeitz fand am Sonntag in Aue ſtatt. Er wurde
vom Kreisvorſidenden, Genoſſen Leopoldt, eröffnet mit dem
Wunſche, daß die Tagung dem Fortſchritt der Partei dienen
möge. Den Bericht des Vorſtandes erſtattete der Parteiſekre-
tär Genoſſe Gehrmann. Er führte ungefähr aus: Die
Mitgliederbewegung zeigt, daß wir diesmal nicht vorwärts
gekommen ſind und ſogar einen kleinen Rückgang der Mit-
gliederzahl zu verzeichnen haben. Die Zahl der weiblichen
Mitglieder hat ſich um 25 erhöht, die Geſamtmitgliederzahl iſt
um 167 zurückgegangen. Sie betrug am Schluſſe des Berichts-
jahres 5501. Bemerkenswert iſt der Rückgang der männlichen
Mitglieder. Die Kaſſen verhältniſſe ſind günſtige zu
nennen. Jn den Verwaltungsfſtellen war eine Einnahme von
22 666 Mk. zu verzeichnen. Von 40 (9 Monate) zu leiſtenden
Beiträgen ſind im Durchſchnitt 36,61 geleiſtet worden, ſo daß
nur 3,39 Beiträge rückſtändig ſind. Jm Vorjahre waren am
Geſchäftsſchluß etwa 10 Beiträge rückſtändig. Auch die Frauen
beiträge ſind prompt eingegangen. Der Vertrieb der Wahl
fondsmarke hatte nicht dasſelbe günſtige Ergebnis; das liegt
daran, weil viele Genoſſen glaubten, die Entnahme von Wahl-
fondsmarken ſei eine freiwillige. Die Wahlfondsmarke iſt
vierteljährlich pflichtgemäß zu zahlen. An die Hauptkaſſe haben
die Verwaltungsſtellen 13 328,21 Mk. abgeführt. Die Geſamt-
einnahme der Hauptkaſſe beträgt 15 818,91 Mk., nach Abzug der
Ausgaben verbleibt ein Kaſſenbeſtand von 2565,41 Mk. Dann
kam er auf das Bildungsweſen zu ſprechen, das er der
ernſteſten Beachtung aller Parteigenoſſen empfahl. Jn der Dis
kuſſion wurden die zu dieſem Punkte geſtellten Anträge gleich
mit diskutiert. Oels wer Weißenfels betonte, daß der Mit-
gliederrückgang daran liege, daß ſowohl in Weißenfels wie im
Kohlenbezirk große Arbeitsloſigkeit herrſche. Die Männer ſeien
abgereiſt, während die Familien zurückgeblieben ſind in der
Hoffnung, daß der Srnährer bald wieder am Orte Arbeit findet
und ihnen ſo der Umzug erſpart bleibt. Ueber die Jugend
pflege ſprachen die Genoſſen Lüders, Rauſch, Stroinski und
Leopoldt. Es kam dabei zum Ausdruck, daß die freie Jugend-
bewegung eine Bildungsbewegung ſei, die der größten Unter-
ſtützung bedürfe. Allerdings ſei die wirtſchaftliche Lage jetzt
ſehr gedrückt. Die Genoſſin Flemming erſuchte um beſſere
Unterſtützung bei der Frauenagitation. Der Genoſſe Wink-
ler beantragte die obligatoriſche Lieferung der Gleichheit, da
mit den Müttern eine Handhabe zur Erziehung ihrer Kinder
gegeben ſei. Ueber das Bildungsweſen wurde folgender An-
trag eingebracht:

„Der Kreistag ſetzt für die ländliche Bildungsarbeit einen
Kreisbildungs- Ausſchuß von 5 Perſonen ein. Dem Kreis
bildungs Ausſchuß liegt lediglich die Organiſation der Bil-
dungsveranſtaltungen ob, nicht die Finanzierung, die den
einzelnen Ortſchaften überlaſſen bleibt. Die Organiſations-
koſten des Kreisbildungsausſchuſſes trägt der Kreis eventuell
zu gleichen Teilen mit den zuſtändigen gewerkſchaftlichen
Organiſationen.“

Bei der Abſtimmung über die Anträge wurden ange
nommen der Antrag Weißenfels zu S 6 des Statuts: „Die
Wahl des Vorſtandes erfolgt auf dem Kreistag“, und ein An
trag Weißenfels und Zeitz: „Der Kreistag erledigt die Wahl
der Delegierten zu den Parteitagen und Frauenkonferenzen“.

Damit ſind die Ur wahlen abgeſchafft.
Die Anträge über das Bildungsweſen wurden zum größten

Teil dem Vorſtand zur Berückſichtigung überwieſen, ſo vor
allem der Antrag Rauſch und der Antrag Trebnitz: „Zur Bil-
dung der Mitglieder ſollen Unterrichtskurſe eingerichtet werden.
Dieſelben ſind ſo zu legen, daß ſpeziell den Mitgliedern auf
dem Lande Gelegenheit zur Fortbildung gegeben wird.“

Ein Antrag Döſchwitz, den Kreistag in Zukunft nur in
Städten abzuhalten, wurde abgelehnt. Untergreißlau hatte be-

antragt: „1. Bei öffentlichen Verſammlungen keinen Eintritt
zu erheben 2. Der Zentralvorſtand ſoll auf dem Kreistag
keinen mündlichen Bericht mehr geben, da derſelbe den Dele
gierten gedruckt vorliegt. Dafür ſollen die Anträge der Ver
waltungsſtellen beſſer beraten werden.“ Beide Anträge wurden
abgelehnt. Abgelehnt wurden ferner der Antrag Naumburg:
Die Gleichheit an die Genoffinnen unentgeltlich und obliga
toriſch zu liefern.

Ueber die Landtagswahl referierte Genoſſe Gehr
mann. Das Beſtreben, mit den Fortſchrittlern die Reaktion
niederzuringen, ſei durch den Verrat der Nationalliberalen
nicht gelungen. Jn der Diskuſſion wurde allgemein bedauert,
daß trotz der Aufforderung zur Stimmenthaltung bei der Ab-
geordnetenwahl 40 Weißenfelſer Genoſſen zur Wahl gegangen
ſind. Der taktiſche Erfolg der ganzen Wahl ſei der, daß die
Fortſchrittler und Nationalliberalen auf Jahre hinaus aus-
einandergetrieben ſeien.

Ueber den Punkt Preſſe referierte Genoſſe Leopoldt. Er
führte aus, daß der Stand des Volksboten kein ungünſtiger
ſei. Dann beſprach er die zu dieſem Punkte geſtellten Anträge.
Es wurde verlangt, den Abonnentenpreis von 60 auf 70 Pf.
zu erhöhen und die Neue Welt beizulegen. Ein anderer An
trag wünſchte eine Erhöhung des Bezugspreiſes ohne Neue
Welt und ein Antrag wollte den Preis auf 65 Pfennig feſt-
geſetzt wiſſen. An der Diskuſſion beteiligten ſich Stroinski,
Kieſel, Flemming, Röbel, Schröter und Blechſchmidt. Bei der
Abſtimmung wurden ſämtliche Anträge abgelehnt.
Der Bezugspreis bleibt alſo 60 Pfennig.

Die Wahlen ergaben die Wiederwahl Leopoldits zum
Vorſitzenden. Nachdem Genoſſe Gehrmann noch einige Mit-
teilungen gemacht hatte, ſchloß Genoſſe Leopoldt mit einem
kräftigen Hoch auf die Sozialdemokratie den Kreistag.

Die Säuglingsſterblichkeit in der Provinz.
Jn immer größerem Umfange wendet die Oeffentlichkeit der

Säuglingsſterblichkeit ihre Aufmerkſamkeit zu und ſucht nach
Mitteln, ihr entgegenzutreten. Kommunen und Vereine ſtehen
in edlem Wettbewerb, Aufklärung über die Gefahren zu ver
breiten, denen die Säuglinge ausgeſetzt ſind und die Mittel
anzugeben, die dieſe Gefahren auf ein Mindeſtmaß beſchränken.
Mit auf dieſe Tätigkeit iſt es zurückzuführen, daß die Säug-
lingsſterblichkeit erheblich gefallen iſt. Während ſie für ganz
Preußen in dem Jahrfünft 1890--1900 noch 201 auf das
Tauſend der Lebendgeborenen betrug, ſtarben von 1000 der
Lebendgeborenen im erſten Lebensjahre 1909 nur 164 und 1910:
157. Jn 1911 iſt dieſe Ziffer dann infolge des abnormen
Sommers auf 188 geſtiegen. Dieſer Stand iſt aber
immer noch niedrig, obſchon er in den Hitzemonaten einen
außergewöhnlichen hohen Grad erreicht hatte. Er betrug näm
lich im Regierungsbezirk Merſeburg im 1. Quartal 144,97,
2. Quartal 169,34, 3. Quartal 487,24 und im 4. Quartal 148,20.
Jn den Stadtkreiſen der Provinz ſtellte ſich die Säuglingsſterb
lichkeit (Sterbefälle auf das Tauſend Lebendgeborener im erſten
Jahre) in dem, wie ſchon bemerkt wurde, durch abnorme Hitze
beeinflußten Jahre 1911 im Vergleich zu 1910 folgendermaßen
Aſchersleben 285,90 (1910: 200), Eisleben 233,87 (149), Erfurt
237,48 (142), Halberſtadt 293,01 (249), Halle 235,61 (166),
Magdeburg 231,22 (189), Mühlhauſen 230,87 (127), Nordhauſen
227,65 (162), Quedlinburg 150,00 (193), Stendal 188,92 (181),
Weißenfels 284,21 (188) und Zeitz 2656,18 (163). Jn allen
Stadtkreiſen iſt alſo die Ziffer gegenüber 1910 ge-
wachſen, in einzelnen ſogar ganz erheblich.

Es intereſſiert nun weiter, welchen Stand die Säuglings-
ſterblichkeit für das Jahr 1912 aufzuweiſen hat. Abſchließende
Zahlen liegen hierüber noch nicht vor, doch iſt für die Frage
hoher oder niedriger Sterblichkeit faſt durchweg der Verlauf
der Sterblichkeit im 3. Quartal jedes Jahres von Bedeutung.
Darüber iſt nach dem vorliegenden Material ein Vergleich der
Zahlen des Jahres 1911 mit denen von 1912 bereits möglich.
Jn den Stadtkreiſen geſtaltete ſich hiernach im 3. Quartal des
Jahres 1912 im Vergleich mit denen des gleichen Quartals von
1911 die Säuglingsſterblichkeit folgendermaßen Von tauſend
der Lebendgeborenen ſtarben im 3. Quartale 1912 in Aſchers-
leben 227,05 (3. Quartal 1911: 556,10), Eisleben 117,65 (466,26),
Erfurt 136,59 (483,13), Halberſtadt 444,44 (645,28), Halle 244,44
(492,45), Magdeburg 337,81 (4655,41), Mühlhauſen 71,8e
(364,10), Nordhauſen 86,78 (522,01), Quedlinburg 182,43
(452,838), Stendal 150,09 (478,12), Weißenfels 269,41 (558,28)
und Zeitz 153,85 (515,98).

Dieſe Zahlen geben alſo für 1912 ein ganz erheblich
günſtiges Bild und laſſen zu der Hoffnung berechtigen,
daß nach dem Ausnahmejahr 1911 die Abnahme der
Säuglingsſterblichkeit weitere Fortſchritte
macht und ſo die Arbeit derer lohnt, die ſich um den Rückgang
der Säuglingsſterblichkeit bemühen

Paſſendorf. Am Freitag, den N., abends 8 Uhr, findet imGaſthof Stadthalle eine Aen tiche Gemeinderatsſitzung ſtatt.

Die Arbeiterſchaft wird erſucht, ſich zahlreich einzufinden.

Merſeburg. S z ä Eingegangenwar der Abſchluß der Kämmereikaſſe 1912. Es iſt nach den

g ten Beſchlüſſen folgende Vertei vorgeſehen: 87 000
rk Zuſchuß an die Kämmereikaſſe für 1918 und 20 000 Mk.

für 1974, 5118 Mk. wurden dem Ausg i
Als Aſſiſtenzarzt für das hieſigeDr. eher i rr Dr. Horney beſtellt worden. Die durch
Tod freigewordene Kangliſtenſtelle im hieſigen h
iſt probeweiſe dem Feldwebel Otto ler aus Aſchersleben
übertragen worden. Eine Eingabe des hie Hausbeſitzer
vereins gegen das Auswärtswohnen
Magiſtrat auf beruhen laſſen,hnat men ni vorhanden Erledigt
laſtung der Turnhallenba
Mark gefordert worden, die Geſamtkoſten betragen 32 nur
60 045,50 Mk., ſo eine Erſparnis von 2564,50 erzielt
worden iſt, trotzdem Ban auf das e ausgeführt worden
iſt und auch die Einrichtung als per bezeichnet werden
kann. Sodann wurde die Kaſſe der al ule ent
laſtet. Für 1911 betragen Einnahme und J. Mk.
Dann beſchäftigt ſich das Kollegium mit der erbung von
Areal an der Teichſtraße, gegenüber der Eiſenbahnbrücke. Die
neue Bauftuchtlinie forderte eine Verbreiterung der Straße,
zu der der Anlieger Herr iger der Stadt das Gelände
anbot. Der Magtſtrat lehnte dieſes Angebot jedoch vor einiger
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Zeit ab und zwang den Anlieger, das Areal vorläufig als Vor-
garten herrichten zu laſſen, um es ihm ſpäter als Straßen-
gelände abzukaufen. Der Beſitzer der Grundſtücke war damit
infolge der hohen Anlagekoſten nicht einverſtanden, er erklärte,
nicht zu bauen, ſondern den Platz als Lagerplatz zu verwenden.
Daraufhin hat der Magiſtrat beſchloſſen, das Gelände zurn
angebotenen Preis von 14 Mk. pro Quadratmeter zu erwerben
und die enge Straße ſofort zu verbreitern. Das Kollegium be-
ſchloß, die Geſamtkoſten von 2100 Mk. zu bewilligen. Genehmigt
wurden ferner 436 Mk. Mehrkoſten für die hieſige Fürſorge-
ſtelle für Lungenkranke. Es waren Neuanſchaffungen not-
wendig, die Schweſter bekommt 200 Mk. mehr und auch die
Arztkoſten ſind höhere. Auch die Gemeinſchaftliche Ortskranken-
kaſſe ſowie der Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt haben
ihren Beitrag erhöht, erſtere von 200 auf 300 Mk., letztere von
500 auf 900 Mk. Die ſegensreiche Wirkung dieſer Einrichtung
wird allgemein anerkannt. Alsdann wurde beſchloſſen, den
Abbruch des Schuppens der alten Gasanſtalt auszuſchreiben.
Ein kleiner Krieg entſtand über die Eintragung einer Dienſt-
barkeit in das Grundbuch der Stadt. Es handelt ſich um fünf
Fenſter im jetzigen Heimatmuſeum nach dem Altenburger
Friedhof, deren Genehmigung auf Widerruf in das Grundbuch
eingetragen werden ſoll. Nach eingehender Debatte ourde eine
Beſchlußfaſſung ausgeſetzt, um nochmals eingehend nachprüfen
zu können, ob überhaupt eine Eintragung erforderlich iſt. Ve-
willigt wurden ferner 200 Mk. zur Beſchaffung von Möbeln in
die zur Jugendpflege beſtimmten Räume, die der hieſigen Fort
bildungsſchule angegliedert iſt. Zwar iſt die Teilnahme eine
reiwillige, doch verſtand es der Berichterſtatter, Stadtv.

Frauenheim, ausgezeichnet, für die ſtaatliche Jugendretterei
eine Lanze zu brechen, indem er den Unterhaltungsplan ent-
wickelte. Genehmigt wurde ein Pachtnachlaß von 15 Mk. für die
Klee- und Grasnutzung in der Obſtplantage hinter dem
Exerzierplatz, da deren Ertrag ſtändig zurückgeht. Mit den
Landkraftwerken A.G. Kulkwitz-Leipzig iſt ein Ueberein
kommen getroffen worden, nach dem ſie für Ueberſpannung
reſp. Legung von Kabeln auf ſtädtiſchem Gelände bei Löpitz
und an der Luppenmündung eine Anerkennungsgebühr von
insgeſamt 11 Mk. zahlt. Die Genehmigung wurde auf Wider-
ruf erteilt.

Bitterfeld. Bitterfeld Deſſau wieder mitDampfbetrieb. Wegen wichtiger Bauarbeiten an dem
elektriſchen Kraftwerk Muldenſtein wird, wie die königliche
Eiſenbahndirektion mitteilt, der fahrplanmäßige elettriſche
Betrieb auf der Strecke Deſſau Bitterfeld vom 1. Juli ab auf
einige Monate wieder durch Dampfbetrieb erſetzt.

Eisleben. Eine welt erſchütternde Begebenheit.
Durch einen Aushang wurde am Mittwoch den Pfahlbürgern
mitgeteilt, daß am gleichen Tage der Reichstag die Errichtung
eines Bezirkskommandos in Eisleben genehmigt hat. Wenn
jetzt der Spießer das ſchon längſt erſehnte Militär erhält, wenn
auch nur ein paar Mann, ſo wird er nun mit Hipp, Hipp,
Hurra! ſeinen Geldbeutel öffnen, damit die Koſten gedeckt wer-
den. Denn daß der Stadtſäckel durch die Errichtung des Be-
zirtskommandos gehörig herhalten muß, ſteht für jeden feſt.
Wie es ſo üblich iſt, wird die Stadt das nötige Gelände auf
dem Altar des Vaterlandes opfern müſſen. Alſo dem Vorteil,
den man erwartet, ſteht ein großer Nachteil gegenüber.

Helbra. Zur Ausſperrung der Steinſetzer. Be-
kanntlich hat der Steinſetzmeiſter und Tiefbauunternehmer
Weimann alle organiſierten Steinſetzer und Arbeiter aus-
geſperrt. Die ihm übertragenen Arbeiten werden jetzt von Un-
organiſierten ausgeführt. Dieſe verhätſchelten Lieblinge der
Unternehmer haben aber in Bennſtedt ſo minderwertige Arbeit
geliefert, daß von dem Pflaſter, was ſie hergeſtellt haben, ein
Teil wieder aufgeriſſen werden mußte, weil ſelbſt die Orts-
behörde dieſen Zuſtand nicht dulden konnte. Trotzdem ſorgt
ſonderbarerweiſe der Straßenmeiſter Lange ſehr dafür, daß
dem Unternehmer Weimann immer wieder Arbeit übertragen
wird, und er vermittelt ihm ſogar noch erſt die Arbeitskräfte
dazu. Als Straßenmeiſter hat er wohl ein Jntereſſe an der
Vergebung der Arbeit, aber ſolche Fälle, wie der Bennſtedter,
beweiſen doch, daß Weimanns Lieblinge dieſer Arbeit nicht ge-
wachſen ſind. Der Unternehmer Weimann ſollte, wenn er gute
Arbeit liefern will, nur den tariflichen Lohn regelmäßig voe-
zahlen. Aber da hat es verſchiedentl gehavert. Jn Benn-
ſtedt mußten Arbeiter erſt Sonntag und Montag hinter den
ſauer verdienten Lohn herfahren. Jn Helbra iſt es einmal
vorgekommen, daß, als die Arbeiter den Lohn verlangten, der
Gendarm geholt wurde, und ſo die Arbeiter eingeſchüchtert
wurden. Unter dieſen Umſtänden kann es denn auch nicht ver-
wundern, daß Logisleute in Bennſtedt und Teutſchenthal heute
noch hinter einem Bären hergucken. Jnzwiſchen ſind aber die
Wirte etwas vorſichtiger geworden. Der Unternehmer Weimann
muß ſich verpflichten, eventuell für die Zeche zu haften. So
hatten ſich in Helbra Arbeitswillige bei einem Gaſtwirt ein-
logiert. Eines Tages waren ſie aber ſpurlos verſchwunden,
ohne ihre Zeche bezahlt zu haben. Der Gaſtwirt wandte ſich
nun an Weimann, die zurückgelaſſenen Schulden zu bezahlen.
Der Unternehmer weigerte ſich zunächſt, erſt als der Wirt mit
Klage drohte, ließ er ſich zu einer Abſchlagszahlung von 20 Mk.
herbei.

Dieſe Beiſpiele lehren, daß, ehe die Lohn- und Arbeitsverhält
niſſe bei Weimann nicht geregelt ſind, ſich kein Arbeiter herbei-
laſſen ſollte, bei Weimann in Arbeit zu treten.

Streikleitung des Verbandes der Steinſetzer, Helbra.
Mansfeld. Jubiläumsrummel. Auch in unſerem

reichstreuen Städtchen hatte man es ſich nicht nehmen laſſen,
zum Regierungsjubiläum eine Feier zu veranſtalten. Aber da
für ſolche Feiern, wie ſie in den benachbarten Orten ſtattge-
funden haben, ein großer Teil Mansfelder Arbeiter nicht zu
haben iſt, verſuchte man bei uns auf eine andere Weiſe Patrio-
tismus in die Mansfelder Arbeiter zu bringen. Diesmal
mußte ein Kinderfeſt herhalten. Bekanntlich hatte der Men-
ſchenfreund Döbler aus Berlin 300 Mark zu einem Kinderfeſte
am Jubiläumstage geſtiftet. Auf dieſe Weiſe, ſo hoffte man,
könnten auch die Arbeiter zum Anhören der ſchwungvollen
Rede gebracht werden. Denn man dachte, die Eltern würden
doch mit ihren Kindern gehen, damit dieſe keinen Schaden neh-
men. Aber die Arbeiter, die am Tage ſchwer bedrückt und aus-
geſogen werden, verſpürten keine Luſt, nach der Arbeit noch die
Wieſe des Herrn Pfanne „feſtzutreten“. Sie blieben dem Feſte
fern. Dazu hatten ſie auch allen Anlaß, denn in die 25jäh-
rige Regierung Wilhelms II. fällt auch die Zeit, wo die Mans-
felder Bergleute ſich erhoben, und ſich beſſere Lebensbedingun-
gen zu erringen ſuchten. Aber da wurden ſie unter der aller-
gnädigſten Regierung durch die preußiſche Militärmacht
niedergerungen, und das haben die Mansfelder Heloten noch
nicht vergeſſen. Und wir werden ſehen, ob nicht die allergnädigſte
Regierung, wenn einmal die Mansfelder Bergarbeiter wieder
ſich erheben ſollten, wieder zur Niederringung der Arbeiter
Militär entſendet. Und wenn da die Kreisblattpreſſe von
einem wahren Volksfeſt ſchreibt, ſo wird ſie wohl bloß die
Lokalpatrioten gemeint haben, die ſich ja immer einbilden, daß
ſie das Volk vorſtellen. Mit Genugtuung können wir aber
feſtſtellen, daß die denkende Arbeiterſchaft dem Rummel fern-
geblieben iſt und der Patriotismus im Mangsfeldſchen einen
ſtarken Knacks bekommen hat. Um den Patriotismus zu heben,

kann wohl ſelbſt ein Zeppelin, der an dem Feſttage ſich hier
zeigte, nicht mehr beitragen. Die Arbeiterſchaft im Mans-
feldiſchen wird den Herrſchenden ſchon noch zeigen, daß ſie nicht
gewillt iſt, die Gewaltherrſchaft ewig zu ertragen.

Gerbſtedt. Vom Schlachtfeld der Arbeit. Jn der
Nacht vom Dienstag zum Mittwoch wurde ein Bergſchlepper
aus Augsdorf durch herabſtürzendes Geſtein an den Beinen
ſchwer verletzt. Der Verunglückte mußte dem Hettſtedter
Krankenhauſe zugeführt werden. Auf dem Paulſchacht
ſtürzte der Schloſſer Kaſten 15 Meter in die Tiefe. Er er-
litt fünf Rippenbrüche und innere Verletzungen. Das Unglück
paſſierte beim Reparieren einer Pumpe.

Oberröblingen a. S. Wider den Umſtur z. Alle paar
Jahre widerfähr den Katholiken im Mansfelder Lande großes
Heil, wenn ſo ein Biſchof aus Paderborn die Diözeſe bereiſt,
zu der auch Mansfeld gehört. Wie ein halber Gott wird der
Mann verehrt, meilenweit kommen die von der ſchweren Ar-
beit krumm gerackerten Arbeiter, um den Mann zu ſehen oder
zu hören. Jn dieſen Tagen iſt in dem proteſtantiſchen „ans-
feld der Katholizismus Trumpf. So war es auch in der
ganzen vergangenen Woche bis Sonntag, wo der Weibbiſchof
Höchling von Lanzenauer in Oberröblingen vorläufig mit
ſeiner Tätigkeit Schluß machte. Jn Oberröblingen hielten
nämlich die katholiſchen Arbeitervereine ihren Verbandstag
ab, wozu auch der frühere Reichstagsabg. Fleiſcher erſchienen
war und ſeinen Feſttagsſpeech los ließ. Nach Nennung dieſes
Namens weiß wohl jeder die „Verbandstätigkeit“ zu würdi-
gen, die dieſe Vereine betreiben, die unter' dem Einfluß
Fleiſchers handeln. War er doch der bekannte Märchen Er-
zähler, der im Reichstag die großen Spukgeſchichten über den

Mansfelder Streik zum Vortrag brachte, u. a. das Kinder-
märchen von den Knaben, die die braven katholiſchen Arbeits-
willigen auf Veranlaſſung der Streikenden verhöhnt und ver-
ſpottet haben ſollten. Durch ſolche Schauergeſchichten hat er
ſich damals die Anerkennung aller Scharfmacher erworben.
Daß die unter Fleiſchers Einfluß ſtehenden Arbeiter überall
zu Arbeitswilligen werden, verſteht ſich von ſelbſt. Dieſe Leute
hatten ſich Sonntag hier ein Stelldichein gegeben. Auch der
Weihbiſchof nahm das Wort und predigte den Arbeitern den
Kampf gegen Unglauben und Umſturz. Wer bei mäßiger
Arbeit über ein ſo großes Einkommen verfügt, wie der wet-
ternde Herr Höchling, der hat gut reden, der hat kein Jntereſſe
daran. daß es jemals anders werden möchte, eingedenk des
Spruches ſeines Kollegen Henle: Wer Knecht iſt, ſoll Knecht
bleiben.

Was mögen die katholiſchen Arbeiter bei dieſem Sermon
gedacht haben. Sie fühlen bei ihrer harten Arbeit und dem
tärglichen Lohn dieſer teuren Zeiten gewiß den Kontraſt mit
dem, was ihnen ihre leitenden Nichtarbeiter vormachen. Es
fehlt ihnen nur der Mut, ſich dem Banne zu entziehen, unter
dem ſie ſich ſchon von Kindesbeinen an befinden. Hoffentlich
aber werden es gerade die Reden und Taten ſolcher Männer,
wie Fleiſcher und Konſorten, ſein, die auch die katholiſchen
Arbeiter endlich ihre Klaſſenlage einſehen laſſen.

Belleben. Die Mitglieder des Sozialdemokra
tiſchen Vereins werden erſucht, ſich Sonnabend, den
28. Juni, abends S Uhr, pünktlich und vollzählig zu einer
wichtigen Beſprechung bei Jenetzky einzufinden.

Roßla. Für 50 Pfennig drei Monate Gefängnis-
Die ganze Härte der verſchärften Beſtimmungen des Rückfalldieb-
ſtahls bekam wegen einer ganz geringfügigen Sache ein auf der
hieſigen Domäne beſchäftigter Arbeiter zu koſten. Er entnahm
vom Chiliſalpeter, der zum Düngen des Domänenackers beſtimmt
war, etwa ſechs Pfund und ſtreute ihn auf ſein Land. Anzeige
wurde erſtattet, und da der Beſchuldigte vor längerer Zeit ſchon
einmal wegen Diebſtahls mit einem Tag beſtraft war, kam Rück-
fallsdiebſtahl in Betracht, und das Nordhäuſer Landgericht erkannte
geſtern auf die geſetzlich geringſte Strafe von drei Monaten.
Das Gericht bedauerte auf keine mildere Strafe erkennen zu
können, erſuchte aber den Verurteilten, ein Gnadengeſuch einzu-
reichen.

Wittenberg. Verbrechen im Amte. Vor em Schwur-
gericht in Torgau ſtand der Oberbahnaſſiſtent Hugo Behrend
von hier unter Anklage des Verbrechens im Amte. Der Genannte
hatte bei der Station Wittenberg der Staatseiſenbahn u. a. die
Eilgutkaſſe und eine Fahrkartenkaſſe zu verwalten. Er unterſchlug
nach und nach aus dieſen Kaſſen den Betrag von 2723 Mark und
nahm auch die ſich dadurch notwendig machenden Fälſchungen in
den Abrechnungsbüchern vor. Bei einer ſtattgefundenen Reviſion
wurde die Unterſchlagung entdeckt. Der Angeklagte, der ſchon bei
Aufdeckung der Tat zugegeben hatte, das unterſchlagene Geld für
ſeine Bedürfniſſe verwandt zu haben, wollte in der Verhandlung
anfänglich von der ganzen Geſchichte nichts mehr wiſſen, da er
vollſtändig krank ſei. Nach eindringlichem Hinweiſen des Vor-
ſitzenden auf ſeine dem Kontrollbeamten gemachten Ausſagen,
geſtand er die Tat ein. Nach Anhörung einiger Sachverſtändiger,
darunter eines mediziniſchen, bejahten die Geſchworenen die an
ſie geſtellten Schuldfragen, billigten dem Angeklagten aber mildernde
Umſtände zu. Der Strafantrag des Staatsanwalts lautete als-
dann auf neun Monate Gefängnis. Das Urteil lautete auf
ſieben Monate Gefängnis. Zur Urteilsbegründung wurde
ausgeführt, ſtrafmildernd für den Angeklagten ſei das Geſtändnis
ſowie die überaus mißliche Vermögenslage, in der er ſich infolge
ſeiner ſehr ſtarken Familie von neun Kindern befunden habe.
Strafverſchärfend falle wiederum ins Gewicht das Raffinement,
mit welchem der Angeklagte bei den Unterſchlagungen und
Fälſchungen vorgegangen ſei.

Wittenberg. Weil er ſoztaldemotratiſch wahlte,
wurde ein hieſiger Arbeiter aus dem Verein der ehemaligen
27er ausgeſchloſſen der Betreffende hatte bei der letzten Land-
tagswahl einen unſerer Wahlmänner gewählt. Alle noch ſo
ſchön ausgetlügelten Vorträge und Reden im Verein hatten
ihn, obwohl er gar nicht gewertkſchaftlich und politiſch organi-
ſiert iſt, nicht überzeugen können, daß das Heil der Arbeiter
ei den Konſervativen liege, und ſo hatte er getan, was jeder
Denkende mit geſundem Menſchenverſtand tun muß, er wählte
ſeine Arbeitskameraden, von denen er ſicher überzeugt war,
daß ſie weit beſſer wüßten, wo dem Volke der Schuh drückt.

aß die Krieger ihn ausgeſchloſſen haben, drückt ihn nicht allzu
ſehr er wird vielleicht dadurch den Weg zu uns um ſo ſchneller
finden. Den anderen Arbeitern aber, die noch immer den
Hurraſchreiern nachlaufen, ſei dieſer neueſte Fall von der Ju-
toleranz der Militär- und Kriegervereine, die bekanntlich
ſtreng unpolitiſch (7) ſind, ein warnendes Beiſpiel. Werft
eure Groſchen nicht hin für höchſt fragwürdige Unterſtützungen
mit denen man jetzt in jenen Kreiſen ſo großartig tkrebſen
geht. Nur wenn ihr keine Meinung habt und auf eure poli-
tiſche Meinungsfreiheit verzichtet, bekommt ihr als Zucker-
brot die gnädigſt bewilligte Unterſtützung, die gegenüber den
Unterſtützungen der modernen Gewerkſchaften geringwertig
erſcheint. Meidet darum die patriotiſchen Klimbimvereine
und ſchließt euch euren Klaſſengenoſſen an.

Wittenberg. Eine Verſammlung ſämtlicher Orts-
krankentaſſenmitglieder fand letzten Sonnabend in Freuden-
bergs Reſtaurant ſtatt; erſchienen waren zirka 70 Perſonen,
darunter drei Arbeitgeber. Es muß allerdings mehr als
wundernehmen, daß eine Verſammlung, die auf der Tagesord

nung ein ſo aktuelles, wenn auch trockenes Thema hat, in ſo ver
ſchwindend geringer Zahl beſucht iſt. Waren doch noch nicht
einmal die Generalverſammlungsvertreter der beiden größten
Kaſſen anweſend. Genoſſe Reichardt gab als Delegierter
der Generalverſammlung der Ortskrankenkaſſen in Erfurt Be
richt von dieſer Tagung. Die Debatte beſaßte ſich hauptſächlich
init der Arztfrage, wobei ein Redner ſogar die Meinung
herausſteckte, daß wir als Arbeiter Veranlaſſung hätten, die
Forderungen der Aerzte (freie Arztwahl, Bezahlung nach
Einzelleiſtungen uſw.) zu bewilligen, was natürlich nicht un
widerſprochen blieb. Genoſſe Wagner legte dann die neuen
Statuten der künftigen Ortskrankenkaſſe für Wittenberg,
Kleinwittenberg, Pieſteritz und Reinsdorf vor. Die Kaſſe wird
in zehn Hlaſſen eingeteilt und erhebt 44 Prozent Beiträge.
Die Grundlöhne reichen von 1,50 Mk. bis 6 Mk. Jeweilig die
Hälfte des Grundlohnes wird als tägliches Krankengeld ge-
währt. Die Kaſſenleiſtungen bleiben in der Hauptſache auf die
Regelleiſtungen beſchränkt; doch ſoll. Familienhilfe gewährt
werden (allerdings nur in der Sprechſtunde des Arztes) auf
26 Wochen. Gelingt es der Kaſſe, mit den Aerzten in ein
einigermaßen gutes Verhältnis zu kommen, ſo kann die Kaſſe
bald weiter ausgebaut werden. Die Wahlordnung iſt auf dem
Prinzip der gebundenen Liſten aufgebaut. Nach kurzer Debatte
wurde die Verſammlung geſchloſſen.

Wittenberg. Wegen Verdachts von Sittlichkeits-
verbrechen, begangen an Schulmädchen, wurde der aus
e Grunde ſchon vorbeſtrafte Bäckermeiſter Sch. ver-

aftet.
Pratau. Unfall. Durch unvorſichtiges Hantieren mit

einem Teſching kam der 20jährige Willi Rettel ſchwer zu
Schaden. Veim Schießen nach Sperlingen entſiel dem
Schützen das Teſching. Die Waffe entlud ſich und R. erhielt
einen Schuß in den Unterleib. Der herbeigerufene Arzt ord-
nete die Ueberführung des Schwerverletzten nach dem Witten
berger Paul-Gerhardt-Krankenhaus an.

Legtzte Nachrichten.
Gegen die dreijährige Dienſtzeit.

Paris, 26. Juni. Geſtern fand hier eine große Verſamm-
lung gegen das Geſetz über die dreijährige Dienſtzeit ſtatt.
Mehrere Univerſitätsprofeſſoren und Generale befanden ſich
unter den Rednern. General Percon erklärte u. a., das
Geſetz würde das Heer ſchwächer machen, als es heute wäre.
Der Redner entwickelte ſodann zahlreiche Gründe für die Ver-
wendung der Reſerven und kritiſierte die Kriegspläne, die in
der Kammer von Anhängern des Geſetzes dargelegt worden
wären. Die Soldaten im dritten Jahrgang ſeien im allge-
meinen ſchlechte Soldaten. Wenn ſie keine Charge haben,
wollen ſie abkommandiert ſein, denn ſie langweilen ſich. Es
ſei nicht immer die Zahl, welche die Stärke einer Armee aus-
mache, es müſſe auch die Moral geſtärkt werden. Einen uner-
warteten Angriff Deutſchlands hält der General für nicht
möglich, da eine Mobiliſierung in der gegenwärtigen Zeit nicht
geheim durchgeführt werden kann. Darauf ſprachen mehrere
Parlamentsmitglieder in demſelben Sinne. Die Verſamm-
lung endete mit der Annahme einer Reſolution gegen die drei-
jährige Dienſtzeit. Der ſozialiſtiſche Deputierte Thomas
forderte die Verſammlung auf, das demokratiſche Jdeal an
Stelle des Revanchegedankens, der ſich überlebt habe, zu ſetzen.
Beim Verlaſſen des Saales ſang die Menge die Jnternatio-
nale und die Hymne auf das 17. Regiment, welches im Jahre
1307 meuterte, als es bei den Winzerunruhen in Südfrankreich
einſchreiten ſollte.

Die Urſache der Osnabrücker Soldatenerkrankungen.
Osnabrück, 26. Juni. Ueber die Urſache der Erkran-

kungen der Soldaten des 78. Jnfanterieregiments verlautet,
daß es ſich auf Grund der Analyſe des für die Soldaten be
ſtimmten Kaffeewaſſers um Bleivergiftung handeln ſoll.

Redls „Buchführung“.
Prag, 26. Juni. Bei einer neuen Hausſuchung in der

Privatwohnung des Oberſten Redl fand man ein ſeit Jahren
genau geführtes Tagebuch, in welchem Redl ſeine umfang-
reichen Spionagegeſchäfte genau regiſtrierte. Aus dem Tage
buch iſt zu erſehen, daß Redl detaillierte Koſtenüberſchläge über
verſchiedene militäriſche Einrichtungen, Ziffern über die
Stärke einzelner Abteilungen in Galizien, ferner die Zahl der
Züge aller nach Galizien führenden Eiſenbahnen und Ver-
pflegungsſtationen an Rußland verraten hat.

Vom Eiſenbahnunglück.
Ottawa, 26. Juni. Wie verlautet, ſind bei dem Eiſen

bahnungluck am Ottawafluß außer den Getöteten 50 Perſonen
verletzt worden. Die Verunglückten ſind meiſt Arbeiter, die
die Strecke an der Unglücksſtelle repariert haben.

Briefkaſten der Redaktion.
F. 40. Wir empfehlen, weiter zu zahlen. Es kann dahin

geſtellt bleiben, ob Verjährung eingetreten oder die Unter-
ſchrift der Tochter rechtsgültig iſt, jedenfalls haben Sie ſelbſt
nachträglich die Forderung anerkannt und Abſchlagszahlungen
geleiſtet. Das verpflichtet Sie auch zur Weiterzahlung.

Ahlsdorf 99. An ſich läßt ſich gegen den Arreſtbefehl nichts
machen. H. hätte unterſchreiben ſollen. Die berechneten Koſten
ſind allerdings hoch, doch ſind dabei eventl. ſpätere Gerichts
koſten eingerechnet. Am beſten iſt, es wird alles anerkannt
und gütlich beigelegt, dann können dieſe hohen Koſten nicht
aufrecht erhalten werden.
K. R., Nebra. Der Bezug einer Jnvalidenrente hindert

nicht, Zeugengebühren in Empfang zu nehmen. Auch der
andere von Jhnen angeführte Umſtand iſt belanglos. Nur Ver
eine, die politiſche Zwecke verfolgen, müſſen polizeilich ange
meldet werden. Die Strafanzeige kann nur von den Eltern
der Mädchen bewirkt werden. Die Veröffentlichung der Vor
gänge mit Namensnennung kann eine Beleidigung darſtellen.

300, 3. K. Für Gerichtskoſten kann der Lohn nur gepfändet
werden, ſoweit er 1500 Mk. pro Jahr überſteigt. An Stelle der
uneinbringlichen Geldſtrafe kann aber Freiheitsſtrafe treten.

Hofmauer. Nach S 169 des Allgemeinen Landrechts in
Preußen iſt „bei Zäunen oder Wellerwänden in der Regel jeder
Beſitzer ſtädtiſcher Grundſtücke und Gärten den Zaun rechter
Hand, vom Eintritt in den Haupteingang zu bauen und zu
unterhalten, ſchuldig“. Es kommt aber auch S 152 in Frage:
„Wer eine neue Scheidung in einer Gegend, wo bisher noch
keine vorhanden geweſen iſt, anlegen will, muß nicht nur die
Anlage, ſondern auch die fernere Unterhaltung auf ſeine
Koſten beſorgen.“ Warum „ſoll“ die Abtrennung gerade in
einer Mauer beſtehen?

d Jda Lüke (Merſeb dStandesamtliche Nachrichten. Sander n rang
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Geſtorben: Bäckers Happe S., t2 Mon. Schmiedſtr. 26). Ar und Jagerplatz 8)
beiters Schatz S., 1 J. Gerber
ſtraße 12). zitwe Emilie J hmann gebor. Streiber, 78

wagen m h e o e
hre ders T. T.

t. Aufgeboten: Maler SchubertSpringensguth S. (Zwingerſtr. 29. u. Martha Linde Kbniakeerr er

Geboren: Arbeiter Beyer S.
Arbeiter An

Warnung.
Es iſt wiederholt feſtgeſtellt worden, daß die Führer vor.

Kraftfahrzeugen etwa vorhandene Auspuffklappen an den
Fahrzeugen während deren Benutzung öffnen und hierdurch
ungemein beläſtigendes Geräuſch hervorrufen. Unter Hinweis
auf S 1 Abſ. 3 der Bundesratsverordnung, betr. den Verkehr
mit Kraftfahrzeugen, vom 3. Februar 1910, wird hiermit für
ieden Fall der Zuwiderhandlung ſtrenge Beſtrafung angedroht

Halle, den 4. Juni 1913.
Die Polizeiverwaltung.
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